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31. Oktober

4./5. Dez.

1970

26./27. Mai

22. Juni

12. August

2. Dez.

4. Dez.

7. Dez.

1971

1. März

24. Mai
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Prager Treffen der Außenminister der WP-Staaten
(Gewaltverbot und wirtschaftliche Zusammenarbeit);
Vorschlag bilateraler und multilateraler Vorberei­
tungsgespräche.
NATO-Minister in Brüssel veröffentlichen "Erklä­
rung über Ost-West-Beziehungen", erinnern an die
Erklärung von Reykjavik und weisen auf Bedeutung
von Fortschritten in Berlin-Gesprächen und inner­
deutschen Gesprächen hin.

NATO-Minister in Rom erklären Bereitschaft zu
multilateralen Vorgesprächen, sofern Fortschritte in
Gesprächen der Bundesrepublik Deutschland und
der DDR, der Sowjetunion und Polen, den Vier­
mächtegesprächen bezüglich Berlins und SALT er­
zielt werden. MBFR-Erklärung.
Budapester Erklärung der Außenminister des WP
mit Zustimmung der Teilnahme auch der Vereinigten
Staaten und Kanadas; besonderes Gremium sollte
Reduzierung fremder Truppen in Europa behandeln.
Unterzeichnung des Moskauer Vertrages Bundesre­
publik Deutschland-Sowjetunion.
Politischer Beratender Ausschuß des WP veröffent­
licht Berliner Erklärung über "Stärkung und Sicher­
heit und Entwicklung der friedlichen Zusammenar­
beit in Europa".
NATO-Minister in Brüssel machen Aufnahme vorbe­
reitender multilateraler Gespräche abhängig von be­
friedigendem AbscWuß der Berlin-Gespräche und
günstigem Verlauf der anderen Gespräche.
Unterzeichnung des Vertrages mit Polen.

Erstes Treffen des "Unterausschusses KSZE" des
Politischen Komitees im Rahmen der Europäischen
Politischen Zusammenarbeit der Staaten der Euro­
päischen Gemeinschaft in Paris.
Auf der 24. Konferenz der KPdSU in Tiflis erklärt
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1973

8. Juni
3. bis 7. Juli

18. Sept.

1975

21. Juli
30. Juli - 1. Aug.

1977

Ende der multilateralen KSZE-Vorbereitung.
KSZE wird durch Außenminister der 35 europäi­
schen und nordamerikanischen Länder (ohne Alba­
nien) eingeleitet. Verabschiedung der "Helsinki­
ScWußempfeWungen".
Beginn der Kommissionsphase der KSZE in Genf;
Ausarbeitung der ScWußakte.

Ende der Kommissionsphase.
ScWußphase der KSZE in Helsinki auf "höchster
politischer Ebene" 35 Staats-, Regierungs- bzw. Par­
teichefs unterzeichnen die ScWußakte.

15. Juni - 5. Aug. Vorbereitungstreffen für das Belgrader KSZE-Folge­
treffen.

4. Oktober Beginn des Belgrader KSZE-Folgetreffens.

1978

9. März Beendigung des Belgrader KSZE-Folgetreffens mit
einem abschließenden Dokument.

20. Juni - 28. Juli Vorbereitungstreffen für das "Wissenschaftliche Fo­
rum" der KSZE in Bonn.

31. Okt.- 11. Dez. KSZE-Expertentreffen über friedliche Streitschlich­
tung in Montreux

1979

13. Feb. - 26. März KSZE-Expertentreffen über wirtschaftliche, wissen­
schaftliche und kulturelle Zusammenarbeit im Mittel­
meerraum in Valletta.

1980

18. Feb. - 3. März
9. Sept.-10. Nov.
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"Wissenschaftliches Forum" der KSZE in Hamburg.
Vorbereitungstreffen für das Madrider KSZE-Folge­
treffen.
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1986

2. - 16. Mai
19. Sept.
23. Sept. -6. Okt.

1-t'V1I"'t.a1l""t-a1l''!lt-1I''~:l>t-t-Q'1I''!lüber menschliche Kontakte in Bern.
Ende der KVAE in Stockholm.

llJVJl.V.l.IL..'-i-JULJr;;.,IJIL..II.VJI...JLVJI...I. zum Dritten

4. Nov.­
15.Jan. (1989)

fen in Wien.
Drittes

1989

15. Jan.

6. März

18. - 12.
30. Mai - 23. Juni

16. Okt. - 3. Nov.

Ende des dritten Annahme des
"Abschließenden Dokuments"
I-t 1I"1'""t-t-~"1I1111"l1.nr der über Konventionelle
Streitkräfte sowie von Verhand-

über einen 2. Satz von Vertrauens- und Si­
cherheitsbildenden Maßnahmen

London.
1. Treffen der Konferenz über die Menschliche Di­
mension der KSZE in Paris.
U ß1W(;1tslchlLltztreneJß, Sofia.

1990

19. März - 11. Konferenz über wirtschaftliche Zusammenarbeit in
A-I1l.&-J1I. ~LJ<b4... Bonn.

5. - 29. Juni 2. Treffen der Konferenz über die Menschliche

Mlt:telInee:rralUm'l Palma de Mal-24.

10. Juli - 16. Nov. des ILlIl..U..dt...J..u....J·_'-".A.v.... v.J1.Il...A.'"""'Jl..JI..\.IJL.JL1J

m
- 19. Okt. Treffen über

1. - 2. Okt. Außenminister

19. - 21. Nov.
York.
Treffen der Staats- und Regierungschefs der KSZE­

Jnt~;rzlelCJnnlmgder "Charta von Paris
(21.11.); Annahme des "Wie­

ner Dokuments 1990" (19.11.); Unterzeichnung des
Vertrages über Konventionelle Streitkräfte in ..u....J"-ll.V\I.J'"

Gemeinsame Erklärung über Gewaltverzicht
der 22 der NATO und des WP
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1993

16. - 18. März

20. - 23. Apr.
17. Mai
Mitte Mai

24. - 28. Mai

7. - 9. Juni
7. - 9. Juli

27. Sept - 6. Okt

27. Sept - 15. Okt.

8. -12. Nov.
25. Nov.

30. Nov. - 1.. Dez.

1994

19. - 21. Jan.

15. - 17. März

21. - 24. März
20. - 22. Apr.

16. - 20. Mai

24. - 26. Mai

12. - 22. Juni
5. - 8.

8. Juli

28. - 30. Sept.
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1. Treffen des Ausschusses Hoher Beamter als Wirt­
schaftsforurn der KSZE.
KSZE-Seminar über Migration, Warschau.
KSZE-Mittelmeer-Seminar, Valletta.
Ernennung von Botschafter Dr. Wilhelm Höynck
zum ersten KSZE-Generalsekretär.
KSZE "Seminar-Fallstudien zu Fragen nationaler
Minderheiten: Positive Ergebnisse", Warschau.
KSZE-Peacekeeping, Seminar, Wien.
2. Tagung der Parlamentarischen Versammlung der
KSZE, Helsinki.
KSZE-Seminar über das Thema "Umweltgerechte
Entwicklung der Wälder der nördlichen und der ge­
mäßigten Zone", Montreal.
Implementierungstreffen in der Menschlichen Di­
mension, Warschau.
KSZE-Seminar über freie Medien, Warschau.
Vereinbarungen des KSZE-Forums für Sicherheits­
kooperation in Wien.
4. Treffen des KSZE-Rates, Rom.

KSZE-Seminar über Früherkennung und Präventive
Diplomatie, Warschau.
2. Treffen des Ausschusses Hoher Beamter als Wirt­
schaftsforurn der KSZE.
KSZE-Seminar über "Migrant Workers" ,Warschau
KSZE-Seminar zur "Menschlichen Dimension", Al­
maty.
KSZE-Seminar über "Lokale Demokratie", War­
schau.
KSZE-Seminar über "Regionale Sicherheit", Ashga­
bat.
Erstes "Juristisches Symposium", Warschau.
3. Tagung der Parlamentarischen Versammlung der
KSZE, Wien.
Wiener Erklärung der Parlamentarischen Versamm­
lung der KSZE.
KSZE-Seminar über "Die Weiterentwicklung der
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Budapester
Budapest

Inhaltsverzeichnis

1994 / von

Gipfelerklärung von tiuldau~est

Erklärung zum fünfzigsten Jahrestag der Beendigung des Zweiten
kriegs

Erklärung zu Fragen der baltischen

Beschlüsse von Budapest

I Stärkung der KSZE
11 Regionale Fragen
111 Weiterentwicklung der Fähigkeiten der KSZE zur

Konfliktverhütung und Krisenbewältigung
IV Verhaltenskodex zu politischen und militärischen

Aspekten der Sicherheit
V Weitere Aufgaben des Forums für der

KSZE
VI Prinzipien zur Regelung der N1{"hh,rPTt"'TP1It"1UHl"

VII Ein gemeinsames umfassendes ....:1ßhpll'·h,p,'It"C1l4nnr.. pll

für Europa im em"uncLzWam:lgsten Vll.AUoJlUL .......~"""• ...., ..... 'Io.

VIII Die Menschliche Dimension
IX Die Wirtschaftliche Dimension
X Mittelmeerraum
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5. Die Ausbreitung der Freiheiten ging einher mit der Entstehung
neuer und dem Wiederaufleben alter Konflikte. In der wird
im Streben nach Hegemonie und territorialer Expansion weiterhin Krieg
geführt. Menschenrechte und Grundfreiheiten werden noch immer mit
Füßen getreten, Intoleranz dauert an und Minderheiten werden nach wie
vor diskriminiert. Aggressiver Nationalismus, Rassismus, Chauvinismus,
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und ethnische Spannungen geißeln
uns immer noch in starkem Maße. Dies sind, zusammen mit der sozialen
und wirtschaftlichen die Hauptursachen für Tod und
menschliches Elend. Dies macht daß es nicht gelungen die
KSZE-Prinzipien und -Verpflichtungen umzusetzen. In dieser Situation
sind wir gefordert, entschlossen zu handeln. Wir müssen gemeinsam si­
cherstellen, daß diese Prinzipien und Verpflichtungen in vollem "--' JULlLJL .....LILIL=.

geachtet werden, daß wirksame Solidarität geübt und daß zusammengear­
beitet wird, um das Leid zu mildern.
6. Wir sind uns bewußt, daß die Gesellschaften in der
immer stärker durch den Terrorismus bedroht sind. Wir h.o.I,T .... rit+... r-.... .o. ......

sere uneingeschränkte und BJ''I'"''~ vt-1va_1t'\

rismus, die unter keinen Umständen zu Wir unterstrei-
chen erneut unsere Entschlossenheit, den Terrorismus zu so-
wie unser Bekenntnis zu einer verstärkten um diese Be-
drohung der Sicherheit, der Demokratie und der Menschenrechte zu be­
seitigen.
7. Die KSZE wird ein Forum sein, in dem die Anliegen der Teilneh­
merstaaten erörtert, ihre Sicherheitsinteressen gehärt und entsprechend
umgesetzt werden. Wir werden ihre Rolle als Instrument zur JI-J.LJL.... IlJJULll........a..a..a.F-,

dieser Staaten bei der Bewältigung von Sicherheitsproblemen weiter stär­
ken. Durch die KSZE werden wir eine echte Sicherheitspartnerschaft zwi­
schen allen Teilnehmerstaaten aufbauen, ungeachtet dessen, ob diese
auch anderen Sicherheitsorganisationen angehören oder nicht. Wir wer­
den uns dabei von dem umfassenden Sicherheitsbegriff der KSZE und der
Unteilbarkeit leiten lassen, wie auch von unserer Ver­
pflichtung, einzelstaatliche Sicherheitsinteressen nicht auf Kosten anderer
zu verfolgen. Die demokratischen Werte der KSZE sind von grUmaleg1en­
der Bedeutung für unser Ziel einer Staatengemeinschaft ohne alte oder
neue Teilungen, in der die souveräne Gleichheit und die
aller Staaten in vollem in der es keine
Einflußsphären gibt und in der die Menschenrechte und die Grundfrei-
heiten aller, ungeachtet von Rasse, Geschlecht, Reli-
gion, sozialer oder der Zugehörigkeit zu einer nach-
drücklich geschützt werden.
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12. In Anbetracht der neuen Bedrohungen durch die Verbreitung von
Massenvernichtungswaffen haben wir grundlegende Prinzipien vereinbart,
die uns in unserer einzelstaatlichen Politik zur Unterstützung ge­
meinsamer Ziele der Nichtverbreitung leiten sollen. Wir legen ein festes
Bekenntnis zur uneingeschränkten Erfüllung sowie zur unbefristeten und
bedingungslosen Verlängerung des Vertrags über die Nichtverbreitung
von Kernwaffen ab. Wir begrüßen die jüngsten Erklärungen der vier
Kernwaffenstaaten in der KSZE-Region in bezug auf Kernwaffentests, da
diese mit der Aushandlung eines umfassenden Kernwaffen-Teststoppver­
trags im Einklang stehen. Wir fordern alle Unterzeichnerstaaten des
Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, der Produktion, der
Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über deren Ver­
nichtung auf, das RatiflZierungsverfahren so rasch wie möglich abzu­
schließen. Wir betonen ferner die Bedeutung eines frühzeitigen Inkraft­
tretens und einer raschen Umsetzung des Vertrags über den Offenen
Himmel.
13. Im Lichte des fortwährenden raschen Wandels erachten wir es für
wichtig, auf der Grundlage der KSZE-Prinzipien und -Verpflichtungen
Diskussionen über ein Modell für eine gemeinsame und umfassende Si­
cherheit in unserer Region im einundzwanzigsten Jahrhundert aufzuneh­
men. Im Rahmen dieser Diskussionen wird dem Beitrag der KSZE zur Si­
cherheit, Stabilität und Zusammenarbeit Rechnung getragen. Der amtie­
rende Vorsitzende wird dem Ministerrat auf seinem nächsten Treffen in
Budapest 1995 einen Tätigkeitsbericht vorlegen. Die Ergebnisse der Dis­
kussionen über ein solches Sicherheitsmodell werden auf unserem näch­
sten Gipfeltreffen in Lissabon 1996 vorgelegt.
14. Wir bekräftigen die Bedeutung der menschlichen Dimension für
sämtliche Aktivitäten der KSZE. Die Achtung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, der Demokratie und Rechtsstaatlichkeit ist ein wesentli­
cher Bestandteil der Sicherheit und der Zusammenarbeit in der KSZE­
Region. Sie muß eines der vorrangigen Ziele der Tätigkeit der KSZE
bleiben. Regelmäßige Überprüfungen der Durchführung unserer Ver­
pflichtungen, die in der gesamten KSZE von grundlegender Bedeutung
sind, sind im Bereich der menschlichen Dimension absolut erforderlich.
Das Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte wird auf
der Grundlage seiner erweiterten Fähigkeiten die Teilnehmerstaaten auch
weiterhin unterstützen, insbesondere diejenigen im Übergang. Wir unter­
streichen die Bedeutung menschlicher Kontakte bei der Bewältigung des
Erbes alter Teilungen.
15. Wir sind uns bewußt, daß Marktwirtschaft und eine nachhaltige wirt­
schaftliche Entwicklung Bestandteil des umfassenden Sicherheitsbegriffs
der KSZE sind. Wir ermutigen zur Stärkung der Zusammenarbeit, um
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21. Der volle Wortlaut des Dokuments wird in
nehmerstaat dieser wird ihn so umfassend wie 1!4l4lf"\,rrlllf'h

22. wird dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen den Wortlaut des das für eine

.c:Il.nr1lC't-1I"1I;Q1I"1I11_rr nach Artikel 102 der der Vereinten Nationen nicht
in Betracht zur an alle der "-'JI.:~UJLJl.Jl.0"lL"JI.'-"JUL

als offIZielles Dokument der Vereinten Nationen zu übermitteln.

tiu.lapest" 6. .JA...P VJI:JVJUU,lLJ'VJI. 1994

mrne
die Menschheit den 50. ..n. ... _,....,...1I-.n.r<r

Zweiten Leid und a...J"""JL u""'J ....

aaJ2;evves.en,em Ausmaß mit sich brachte.
2. Wir trauern um Millionen und aber Millionen von M(~nSICnlen" die ihr
Leben mußten..Wir das Andenken all die für den Sieg
der Menschlichkeit und gegen und

ilJ'ULJl.lI.Jl.U''-'JULV ~'e]llld.seJl~~e1t:eneme engere Zu-
sat1nm.en~artJ~eltanzustreben.

Die KSZE bildet den angemessenen und unerläßlichen Rahmen für
ge,!:en.wartu;;~en Prozeß des Wandels. Als eine ~t(llatt~n~;en:LelllSC.l1aIt,

1H1I"1=lI·llhl=ll·1lt' UILd der Demokratie von Vancouver bis \.A/lnrilll'1l1l1....C't"r.1T

sind wir das zur
neuer UILd in der in vollem '-'" .lUL.<1LlL"-'I.JL."JI'öo.

3. Der Zweite und
sind uns eine ,...1r.n. ...... .rl!." ....... ,.... ""/iJl1I"nllllnrrr mit all unserer bn~ergJLe

schlossenheit die der Schlußakte von Helsinki
Durch die Kraft seiner durch den Mut von Männern
durch der Völker hat sich letzlieh selbst vom
Erbe der befreit und ist ein neues Zeitalter der Demo-

des Friedens der Einheit Geleitet von unserem
ein die

Staats- und KegterurLgsc:nelS
daher UILsere L1l..U'OJl.",•.lUI.lI."!

Schranken
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blick
bauen.
Sie den wertvollen an, den der Rat der US1tsel~atlfaJLlleJr-

staaten für die regionale Zusammenarbeit leistet.

Sie n-1I111·n'::li.~ht"'::li1"'11~t,pn Bezie-

.JIL .... ""',..,... 'U" ...... fördern wird.
Die stellten in diesem zusarnm.enJl1arlg fest, daß die
KSZE eine breite Palette von für Zusammenarbeit und

elIJlscJll1u~Jjllch emes für Konsultation und
für und Beistand bei der bilateraler Ab-

kommen. Sie erklärten ihre die KSZE zu nut-
...................................,.., der Menschenrechte und die

"",u·,,·.. ,....-.. ..-.-.. rt,a1l"ll"ll.n.1T1l'"nI"1I, ......... II-u:~ .l:ln1:'NlCK!umg in allen Teilnehmerstaaten balti-
zu verbessern. In diesem ZUlSaJmnlerlnamg

tselrUc.KSlcntlglmg der __ .n."1I1"1I'11~101l4l ~·~irnh1l'" .... 1t.,rr.o.1I4l

Rolle im Bereich der menschlichen UlJmenSl,On'l
Mt~nSCnt~nrecrlte'l sowie auf anderen Gebieten im Hin-

l'e]lnf~hnlerstaate~n in der baltischen weiter aus-

J.

1. Das neue ~1If'h01I"'h.o.lIt' und in .B-J~J1.'-JII-'''''''

hat zu in KSZE und zu einer umlla~;Se]l-

den ~t-n_.TlIlI..... nr ihrer Rolle im Hinblick auf die unseres U~Jln~B1rl­

Um dies zum Ausdruck zu h1"'11nn-.o.n

Namen für Sicherheit und
Der NaJmenswechsel ab

,o.1It',n.1I"'1I~1Tt' an werden alle tle.zu,manmlen
He~rugnatJlD1e~n auf die OSZE betrachtet.

el1IlehJme]rst2late~nsind das Potential der KSZE in
_ .............~.._ alUS2:US~Ch()ptlen'l und sind in diesem Geiste über ....""I'rT'O'1"'lrlP

ZU~lS(~tZ1llD.~(ennnd::J>1"'Pln.nr.o.Ir,n.1I"Il4l1l"ll4lt:-l<n sowie strukturelle
um die KSZE zu stärken und so wie 1I!1t'IIA"'.rrI1J"t'll

und dieser ist es, den Beitrag der
KSZE 2m und ZusaJmmenarbeit in der KSZE-Re-
gion zu verstärken, so daß diese bei der eines Si-
~ht:-l'1"'h&311t'C'1"''ll1l'11I''ll''Il'''' auf der der der Schlußakte von Hel-
sinki eine zentrale Rolle übernimmt.
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Ende der Amtsperiode jedes Vorsitzenden auf Außenministerebene zu­
sammentreten.
17. Der Hohe Rat (anstelle des Ausschusses Hoher Beamter) wird min­
destens zweimal jährlich in Prag zusammentreten. Ein zusätzliches Tref­
fen wird vor dem Treffen des Ministerrats stattfmden. Der Hohe Rat wird
politische und allgemeine budgetäre Richtlinien erörtern und vorgeben.
Es wird angeregt, daß die Teilnehmerstaaten auf der Ebene der politi­
schen Direktoren oder einer entsprechenden Ebene vertreten sind. Der
Hohe Rat wird auch als Wirtschaftsforum einberufen.
18. Der Ständige Rat (vormals der Ständige Ausschuß) wird das regu­
läre Gremium für die politische Konsultation und Beschlußfassung sein.
Er kann auch aus Dringlichkeitsgründen einberufen werden. Er wird in
Wien zusammentreten und sich aus den ständigen Vertretern der
Teilnehmerstaaten zusammensetzen.
19. Die umfassende Verantwortung für exekutive Maßnahmen wird
weiterhin beim amtierenden Vorsitzenden liegen. Dieser wird sein Man­
dat auch weiterhin in vollem Umfang nutzen, unter anderem durch die
Entsendung persönlicher Vertreter. Der amtierende Vorsitzende wird
durch die Troika unterstützt. Die Amtszeit des Vorsitzenden beträgt nor­
malerweise ein Kalenderjahr.
20. Der Generalsekretär wird sein Mandat auch weiterhin in vollem
Umfang nutzen und zur Unterstützung des amtierenden Vorsitzenden ak­
tiver in alle Aspekte der Verwaltung der KSZE eingebunden sein. Er
nimmt an den Ministertreffen der Troika teil.
21. Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten wird in der Wei­
terführung seiner Tätigkeit unterstützt und seine Ressourcen werden auf­
gestockt. Die Teilnehmerstaaten werden sich verstärkt darum bemühen,
seine EmpfeWungen umzusetzen.
22. Die KSZE-Missionen werden in ihrer Tätigkeit durch den Ständigen
Rat politisch sowie im Hinblick auf die praktische Umsetzung unterstützt.
Um die Erfüllung ihrer Aufgaben zu gewährleisten, werden die Teilneh­
merstaaten die notwendigen menschlichen und fmanziellen Ressourcen
zur Verfügung stellen.
23. Das Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte der
KSZE wird in seiner bedeutenden Rolle im Rahmen von KSZE-Aktivitä­
ten gestärkt.
24. Der amtierende Vorsitzende wird auch weiterhin enge Kontakte und
einen aktiven Dialog mit der Parlamentarischen Versammlung (PV) pfle­
gen. Er wird die Empfehlungen der PV dem Ständigen Rat unterbreiten
und die PV über die Aktivitäten der KSZE informieren.

448

In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995, Baden-Baden 1995, S. 427-582.



In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995, Baden-Baden 1995, S. 427-582.



mittlung der Russischen Föderation in Zusammenarbeit mit der Minsker
Gruppe der KSZE ausgehandelten Waffenruhe durch die .L1II..U·.LIUl.JL..R..JI:ll.l.,I-'UJL

teien. Sie bestätigten ihr Bekenntnis zu den einschlägigen Resolutionen
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und begrüßten die iJVLJl.IL.JLIJ ......ILJI.'-"

Unterstützung der der KSZE um eine friedliche Beilegung
des Konflikts durch den Sicherheitsrat. Zu diesem Zweck riefen sie die
Konfliktparteien verstärkt substantielle Gespräche, di-
rekter Kontakte, In diesem Lusarnm.enJtlarlg Vl~r1Jltll(;htleten

sie sich, die von der KSZE unternommenen und die von ihr
gewährte Unterstützung zu Sie unterstützten
die Vermittlungsbemühungen der Minsker Gruppe der KSZE und brach­
ten ihre Anerkennung für den entscheidenden Beitrag der Russischen Fö­
deration und die anderer einzelner Mitglieder der Minsker
Gruppe zum Ausdruck. Sie vereinbarten, diese in einer koordi­
nierten Bemühung im Rahmen der KSZE zu harmonisieren.
2. Zu diesem Zweck haben sie den amtierenden Vorsitzenden an~!e"rIe­

sen, in Absprache mit den Teilnehmerstaaten so bald wie Ko-
Vorsitzende der Minsker Konferenz zu um eine geltl1emSamle
und vereinbarte Grundlage für zu gewährleisten und eine
volle Abstimmung bei allen Vermittlungs- und zu
erzielen. Die Ko-Vorsitzenden, die sich bei all ihren
mühungen von KSZE-Prinzipien und einem vereinbarten Mandat leiten
lassen, werden bei Sitzungen der Minsker gemeinsam den Vorsitz
führen und gemeinsam dem amtierenden Vorsitzenden Bericht erstatten.
Sie werden den Ständigen Rat regelmäßig über den Fortschritt ihrer Ar­
beit unterrichten.
3. Als ersten Schritt bei dieser Bemühung wiesen sie die Ko-Vorsitzen­
den der Minsker Konferenz an, sofortige Maßnahmen zu um
mit Unterstützung und in Zusam~enarbeit mit der Russischen lHn.rilt3r·r:Jlt"1ru...

und aIlderen einzelnen Mitgliedern der Minsker das Anhalten der
gegenwärtigen Waffenruhe zu fördern und auf den bei vorausgegangenen
Vermittlungsaktivitäten bereits erzielten Fortschritten zügige
VerhaIldlungen über den Abschluß einer bezüg-
lich der Einstellung des bewaffneten Konflikts zu deren Durchfüh-
rung wesentliche Folgen des Konflikts für alle Parteien beseitigen und die
Einberufung der Minsker Konferenz wird. Sie ersuchten die
Ko-Vorsitzenden der Minsker Konferenz weiterhin gemeinsam mit
den Parteien auf die weitere von
Maßnahmen hinzuarbeiten, insbesondere im humanitären Bereich. Sie
unterstrichen, daß es erforderlich sei, daß die Teilnehmerstaaten sowohl
einzeln als auch im Rahmen einschlägiger internationaler Organisationen
Maßnahmen ergreifen, um den Menschen in der humanitäre Hilfe
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Auch die Interessen der multiethnischen Bevölkerung in den Konfliktge-
bieten müssen werden.
2. Die Teilnehmerstaaten brachten ihre Besorgnis über die von den
.JJ..jI.....,JU.VJL~"""JU. Abchasiens, Georgien, verhängten einseitigen Maß­
nahmen vom 26. November 1994 zum Ausdruck. Dadurch werden sowohl
die der Vereinten Nationen als auch die der KSZE unter­

Konfliktparteien in Georgien
T1I'"1I&::.'r1.1,~n.Ql nl'"".1I1r1l4C"~ll"Il.Ql ............,u".........F-, zu fördern.

............. u....., .... F-,JL.&....u über "ethnische Säuberungen", die
ertrell)WJlg der vorwiegend von Georgiern,
wc)nn.gel)lelten und den Tod zahlloser unschuldiger Zivili-

zum daß die unter der
Vereinten Nationen und mit der Russi-

1-j·l'""rt.Ql1l"-:lt-111'""1I"'II als sowie unter von Vertretern
der KSZE unternommenen die Situation in Abchasien
verbessern werden, und es somit den und Vertriebenen
p.~lI''I'''IIn.nrlll~i"'hr- wird, in Sicherheit und unter Bedingungen bald
in ihre Heimat zurückzukehren. diesem Zusammenhang riefen sie

die und Empfehlungen, die in
.QlC'r"nllT·1I~1I"'.Ql1l"'ll des Sicherheitsrats der Vereinten

Nationen sowie in im Laufe des Verhandlungsprozesses erzielten
Vereinbarungen festgelegt strikt emzutlalten.

3. Die Teilnehmerstaaten stellten mit Genugtuung fest, daß auf der
Grundlage der Arbeit gemeinsamen (die gemäß dem
Abkommen von Sotschi als Gemeinsame Friedens- und Vollzugstruppen,

geschaffen zur der Waffenruhe im
Konfliktgebiet bestimmte positive Schritte in Richtung auf eine friedliche
Beilegung des georgisch-ossetischen Konflikts unternommen wurden.

Diese ermutigenden wurden durch die Tätigkeit der
KSZE-Mission in und die der Russischen
Föderation erleichtert. Die' ermutigen die Mis-

ihre um die Förderung des politischen Dialogs
zwischen allen mit Nachdruck weiterzuführen, um
auf diese Weise zu und zur Vorbereitung eines
n-r&=l.1lf"p."rp.1I"'II nnI1lr-1lC'~h&:l1l"'ll Rahmens in der Grund-
lage der und -Verpflichtungen eine dauerhafte Lö­
sung des georgisch-ossetischen Konflikts erzielt werden kann.
Sie nehmen die Aktivitäten der gemäß dem Abkommen von Sotschi
vom 24. 1992 gebildeten gemeinsamen Friedenstruppen zur
Kenntnis und begrüßen die laufenden Verhandlungen zur Erzielung
einer unter Teilnahme der KSZE-Mission. Sie
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dieses Abkommens beide Seiten genau zu verfolgen, und sich
weiterhin aktiv an der Suche nach einer dauerhaften politischen Lö­
sung der Probleme im östlichen Teil Moldaus (Transnistrien) beteili­
gen, die auf der Achtung der Unabhängigkeit, der Souveränität und
der territorialen der Moldau beruht. Die Mission
wird weiterhin mit dem Vertreter des Präsidenten der Russischen
Föderation zusammenarbeiten. Die Teilnehmerstaaten begrüßten
die von beiden Parteien eingegangene Verpflichtung, den Rückzug
der Vierzehnten Russischen Armee vom Territorium Moldaus und
die Suche nach einer Beilegung der Probleme im östli­
chen Teil Moldaus (Transnistrien) in Form zweier parallel verlau­
fender, einander nicht behindernder Prozesse durchzuführen.

Weiterentwicklung
Konfliktverhütung

der Fähigkeiten der KSZE
Krisenbewältigung

zur

Entsprechend Kapitel 11 der Beschlüsse des Treffens des Rates in Rom
ersuchen die den Hohen Rat und den Ständigen Rat,
ihre Arbeit zu diesem Thema auf der Grundlage der vom Ständigen Aus­
schuß und der Überprüfungskonferenz von Budapest im Laufe des Jahres
1994 geleisteten Arbeit fortzusetzen.

Verhaltenskodex zu politisch-militärischen Aspekten der

Präambel

Die Teilnehmerstaaten der Konferenz über Sicherheit und Zusammenar­
beit in Europa (KSZE),
In Erkenntnis der Notwendigkeit, die Sicherheitskooperation zu stärken,
unter anderem durch die weitere Förderung von Normen für verantwor­
tungsbewußtes und kooperatives Verhalten im Sicherheitsbereich,
In der Bestätigung, daß dieser Kodex die Gültigkeit und Anwendbarkeit
der Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und ande­
rer völkerrechtlicher Bestimmungen in keiner Weise vermindert,
In Bekräftigung unverminderten Gültigkeit der Leitprinzipien und
gemeinsamen Werte Schlußakte von Helsinki, der Charta von Paris
und des Helsinki-Dokuments 1992, welche die Verantwortlichkeiten der
Staaten untereinander sowie der Regierungen gegenüber ihren Völkern
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Teilnehmerstaat, der bei der
oder kollektiven

""pcnr':lI't'lIP aufnehmen. Sie werden gelne:ms;am
B-la.rlI .......",hll·D11nr erörtern und Aktionen erwägen, die zur Verteidi­

gell11emSarnlen Werte eventuell erforderlich sein können.

11.

6. Die terroristische in keiner
Weise unterstützen und Maßnahmen um den Terro-
rismus in an seinen Formen zu verhindern und zu Sie werden
bei der Bekämpfung der durch terroristische Aktivitäten in

Umfang zusammenarbeiten, indem sie internationale Instrumente
und von ihnen in dieser Hinsicht eingegangene anwen-
den. Sie werden insbesondere Schritte um die Anforderun-
gen aus internationalen zu wonach sie ver-

Terroristen zu oder au~;zul1ejter]n.

111.

7. Teilnehmerstaaten erinnern der
Schlußakte von Helsinki alle von grumaleg:encler He~deulturU! sind und folg­
lich gleichermaßen und vorbehaltlos wobei ein jedes
von ihnen unter Beachtung der anderen ausgelegt wird.
8. Die Teilnehmerstaaten werden die ihre IJJL.uL"".lUlIILILJLlUL~ ver-

sieh der oder von Gewalt zu ~;~f"~L~JLI~~r7'LJL'l die
gegen die territoriale oder Unabhängigkeit JLJL~'IIt,;JLJL~""JL

nes Staates gerichtet oder auf andere Weise unvereinbar ist mit
der Charta der Vereinten Nationen umd mit der in der von
Helsinki enthaltenen die Beziehungen
der Teilnehmerstaaten keinen Beistand leisten beziehungsweise sie
nicht unterstützen.

IV.

9. Die Teilnehmerstaaten das naturgegebene Recht auf in­
dividuelle umd kollektive Selbstverteidigung, wie in der Charta der Ver­
einten Nationen anerkannt.
10. Unter Beachtung der Sicherheitsanliegen anderer Staaten
ist jeder Teilnehmerstaat frei, seine Sicherheitsinteressen auf der Grund­
lage der souveränen Gleichheit selbst zu bestimmen. Jeder Teilnehmer­
staat hat das Recht, seine eigenen Sicherheitsarrangements frei zu wählen,
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VI.

1.... f-'...... "'11-.... f-'"" ............ humanitärer HlJl.tel.elsturLg

oß-d.a. " .lL.lLlU'V v 'UAA'll..V.a. 1l.4l-ILA1Oo. zu J&.J&.J&.J&...~v.a. .IUL,

.l:Se'wej~lgs:mOIg1lChJce11tenvon Personen
erleichtern.

17. Die Teilnehmerstaaten sich zur ZUlSaJnnlerlarbell, um
~plamlUIJlgeJn,die in Konflikt münden fiV.A.LUI.\"I.UI., UIJlter anderem durch

'l!111l°t"C'f"h-:l·t"t"I1.~ht::l1l" und umlWf~ltr:)01Jltls~Cht~r

enl[2e:geIlZUWUoken. Zu den Ursachen dieser zäWen Verlet-
zungen der Menschenrechte Grundfreiheiten und anderer

im Bereich der menschlichen UUl11e:nSl1on; brSC!JLeU1UIlge;n von ag-
gressivem Fremdenfeindlichkeit
und Antisemitismus ebenfalls den Frieden die Sicherheit.
18. Die unterstreichen SO\\lOW die !I-I',....,-.l,.... ..... ~ ................

frühzeitigen Erkennens als auch die .....,V.....,.VI~IL.II.I~JU.,c;;;.,

rer auf dem Gebiet der .Jl:llo.V'.IUL.L.A..llJI.'"IL.·'V.....IUL~II..~J...,

der und der friedlichen von ~tI·eltlgl\:elten.

19. Konflikts werden sie sich bemü-
hlllStt~llUlng der zu erleichtern

scn;arren, die eine des Konflikts

VII.

1nl.n.llIY-lIl".~lI4Io Kon-
ntIlllht'i1l"1IC',~ht::l1l"und von der

ren Sicherheit sowie von Nachrichtendiensten und der Polizei als uner-
läßlichen Bestandteil der Stabilität der Sicherheit. Sie werden die In-

"t1l"AlItI1T1I"i::i·ffA in die als Aus-

druck der Demokratie fördern.
21. Jeder Teilnehmerstaat wird lIortA1I"l'"'JrOllY-

seine und PaJ~anl1ll1tar]lsctlen
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dem einschlägigen innerstaatlichen Recht und dem Völkerrecht ausüben
und daß ihnen bewußt gemacht wird, daß sie nach diesem Recht für die
unrechtmäßige ihrer Befehlsgewalt persönlich zur Verantwor­
tung gezogen werden können und daß Befehle, die gegen das innerstaatli­
che Recht und das Völkerrecht verstoßen, nicht erteilt werden dürfen. Die
Verantwortlichkeit der Vorgesetzten entbindet die Untergebenen von kei-
ner einzigen Verantwortlichkeiten.
32. Jeder wird gewährleisten, daß die Angehörigen der
militärischen und Kräfte sowie der Sicherheitskräfte in
der Lage sind, im mit den einschlägigen verfassungsrechtlichen
und gesetzlichen und den dienstlichen Erfordernissen in
den Genuß ihrer Menschenrechte und Grundfreiheiten, wie in den
KSZE-Dokumenten und im Völkerrecht festgehalten sind, zu kommen
und diese auszuüben.
33. Jeder wird angemessene rechtliche admini-
strative sorgen, um die Rechte aller Angehörigen seiner Streit-
kräfte zu schützen.

VIII.

34. Jeder Teilnehmerstaat wird daß seine Streitkräfte im
Frieden und im so besetzt, ausgebildet und ausge-
rüstet werden, daß dies mit den des Völkerrechts und sei-
nen jeweiligen Pflichten und in bezug auf den Einsatz der
Streitkräfte in bewaffneten Konflikten im Einklang steht, einschließlich,
wo anwendbar, der Haager Konventionen von 1907 und 1954, der Genfer
Konventionen von 1949 und Zusatzprotokolle von 1977 sowie der Kon­
vention von 1980 über den Einsatz bestimmter konventioneller Waffen.
35. Teilnehmerstaat wird gewährleisten, daß seine Verteidigungs­
politik und -doktrin dem Völkerrecht, soweit es den Einsatz von Streit­
kräften - auch in bewaffneten Konflikten sowie den einschlägigen
Verpflichtungen aus Kodex entsprechen.
36. Jeder wird gewährleisten, daß jeder Beschluß, seine
Streitkräfte mit der inneren Sicherheit zu betrauen, im Einklang
mit Verfahren gefaßt wird. Diese Beschlüsse
werden den ihre vorschreiben, wobei zu gewährlei-
sten daß diese unter der wirksamen Kontrolle durch verfassungsmä-

"'"A'A':::...lULJUL....... sowie unter der Rechtsstaatlichkeit erfüllt wer-
in denen zur von Aufgaben der inneren Sicher-

nicht vermieden werden kann, wird jeder
daß der Einsatz von Gewalt gegenüber

Illl"'I'"",tU~A"'~"1I"li1l' nicht unverhältnismäßig sein darf.
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gen zu Oef~e!2neJn.

3. Das FSK
bleme von in einer flexiblen und dem le~ve1l1Q:e~n

Fall angemessenen Weise besonderen Wert

1. Das FSK wird seine Arbeit seinem Mandat fortsetzen und
ge~!eoen(~nI;allS neue Ansätze zu den darin enthaltenen Punkten entwic­

spe~ZUJLSCl1en Charakteristiken der Streitkräfte einzelner
Teilnehmerstaaten sind.
2n Das FSK wird sich verstärkt der 'll:701l"hoc'C'o1l""t"on .A..#'''''..... ''''''....LJL_...............................
hender Vertrauens- und ~lIr"h01'·hp.·lt"e_

weatereIltW'lC1<lUIlg befassen und
lVl(Wl1lanme,n ann(~hIne]tl, um neuen Herausforderun-

Des weiteren haben sie IOj,ge]tlat~S beschlossen:

h ....... '.,.,11- ... '...... "" SOWIe Vertrau-

v............ ................ ............... um auf die Si-
SIe

oelruC,KSlchtlge~n werden.
z,usarnm.enJtlanlg wird sich das FSK unter anderem darum

KSZE-weite Ansätze einander in zunehmen-
tle:mUhWl1ge;n werden auch auf weiteren

~IC~he]rhe;ltsltJl1(lUILgU.lbl\.LU'U.U11o.1JU1.. Sie werden weiter­
umfassenden Sicherheitsansatz beruhen

ilie d~

I-J' Het"1I1lnnrc 1T.,.nt".....,.llp. und den umfassen-

fördern.
hpc~~h'1"'lIplh,p1l"'II&:l'Arbeit des FSK wird weder die des

Rechte oder Pflichten der
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I

Die el111etlunt~rsltaa1ten sind der festen Überzeugung, daß die Verbreitung
M(lss~~n,rerl11cJltung~;w2I1te~n sowie der entsprechenden Trägerraketen

JLJL""'Io&""JLJI'tJ'l der Sicherheit und der Stabilität in der Welt
1U\.I':)ll.. U",.II.~""".II..II. hiermit ihre Verpflichtung,

die Verbreitung von Kernwaffen zu """JLJLJL.JLJL....~ ......'JLJLJL'l

die Anschaffung, die die die Lagerung und
den Einsatz chemischer und biologischer Waffen zu verhindern und
den Transfer von Raketen, die zum Einsatz von Massenvernich­
tungswaffen geeignet sowie ihrer Bestandteile und der entspre­
chenden Technologie zu kontrollieren.

11

JLJL""'Io&""JU'U'l der Sicherheit und der Stabilität in Welt
'!'ellnlehInelrst,lat1en'l die bestehenden Normen gegen

die von zu stärken und zu ver-
schärfen. Sie streben dies an durch einer ganzen Reihe verfügba-
rer zur von Proliferationsfragen sowie durch
breitestmögliche multilaterale Unterstützung. Daher werden die Teilneh­
merstaaten

im Kemwaffenbereich

alle ihre bestehenden Verpflichtungen auf dem Gebiet nuklearer Ab­
rüstung und Rüstungskontrolle vollständig Arnll1Ano

die universelle beim über die Nichtverbrei-
von Kernwaffen unterstützen und fördern; insbesondere

'el1l[1e.tJl1nt~rst:aat:en'l die noch
des NPT sind, Zusage, dem NPT in der kürzestmöglichen Zeit
als Nichtkernwaffenstaaten beizutreten;
sich der NPT unbefristet und be-
dingungslos v ""AL Jl.LUULfi'o,"".a. "

die nach dem NPT pr'tnr.("iprh~",pn umlta~;SeJlde~n

ments" mit der Internationalen ß. t"'.....rt"II,pn&::lIor~IP_1I lrlT'JIn1C''JIt1nn

in einschließlich des Rechts der IAEO auf Durchfüh-
\J'\JJUl.'Io&""/JLJUl.J~UIIJ'~""'JL"'lI.JII.'\JJLIl.""JLIl'l und damit das Überprüfungssystem
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Exportkontrollmaßnahmen unterstützen, insbesondere die in der
Australischen Gruppe vereinbarten, und wirksame Genehmigungs­
und Überwachungsverfahren einführen, die sich auf die im Rahmen
der bestehenden Kontrollsysteme festgelegten Vorläuferstoffe für
chemische Waffen, "dual-use"-Material in bezug auf chemische
Waffen, Krankheitserreger, die für biologische Waffen genutzt wer­
den können, und "dual-use"-Material in bezug auf biologische Waffen
erstrecken;

im Bereich der Raketentechnologie

die Richtlinien des "Missile Technology Control Regime" (MTCR)
unterstützen, sich verpflichten, den Export von Raketen, Technologie
und Ausrüstung entsprechend den Richtlinien und dem Anhang zu
kontrollieren, und sich darum bemühen, daß sich interessierte Teil­
nehmerstaaten an das MTCR halten.

111

Darüber hinaus wird jeder Teilnehmerstaat

geeignete Schritte unternehmen, uin die Verpflichtungen nach Ab­
schnitt 11 in seine Gesetze, Vorschriften und Verfahren aufzuneh­
men, in denen die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen
und der zum Einsatz dieser Waffen geeigneten Raketen, der entspre­
chenden Technologie und Sachkenntnis geregelt ist;
gemeinsame internationale Bemühungen fördern, um im Waffenbe­
reich tätigen Wissenschaftlern und Technikern Gelegenheit zu ge­
ben, ihre Fähigkeiten friedlichen Unternehmungen zu widmen, unter
anderem durch die verfügbaren institutionellen Möglichkeiten;
unter anderem im Rahmen des sicherheitspolitischen Dialogs im
Forum für Sicherheitskooperation (auch in Seminaren und Arbeits­
gruppen) Informationen über innerstaatliche Gesetze, Vorschriften
und praktische Maßnahmen zur Gewährleistung der Anwendung und
der Durchführung von Nichtverbreitungsregelungen austauschen;
alle geeigneten Maßnahmen ergreifen, um im Rahmen seiner verfas­
sungsrechtlichen und gesetzlichen Mittel seine Staatsbürger daran zu
hindern, daß sie sich an Aktivitäten beteiligen, die mit diesen Prinzi-

betreffend die Nichtverbreitung aller Arten von Massenver­
nichtungswaffen unvereinbar sind.

466

In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995, Baden-Baden 1995, S. 427-582.



In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995, Baden-Baden 1995, S. 427-582.



el1l1enLmf~rst:aalten m ziehen sollten. Sie
elli[1e1JUlH~rSl[aaten über ihre wie bei-
Kontlllkt\irertlutlmg und Die Erfah-

IberpI·ti11m~~skcJntert~nz regen neben dem zwi­
U Olerlf~gunge~n hinsichtlich der

merstaaten in ihrer Diskussion auf die von ihnen gebildete Wertegemein­
schaft, die in den im Rahmen der KSZE geschaffenen hohen Standards
ihren Niederschlag fmdet. Während der Diskussion wurde festgestellt, daß
bei der der im Bereich der menscWichen Di­
mension beträchtliche Fortschritte erzielt wurden. Die Teilnehmerstaaten
räumten in einigen Gebieten eine ernste Verschlech-
terung es notwendig sei, Maßnahmen gegen die

gegen von ag-
Na1UOltlallsmlUS'l wie etwa territorialem Expansionismus, sowie

von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus
zu ergreifen, die nach wie vor menschliches Leid verursachen.
2. Menschenrechte und Grundfreiheiten, Rechtsstaatlichkeit und de-
mokratische Institutionen sind die für Frieden und Sicherheit
und stellen einen entscheidenden zur im Rah-
men eines umfassenden Sicherheitsbegriffs dar. Der Schutz der Men­
schenrechte, einschließlich der Rechte von nationaler Min-
derheiten, ist eine der demokratischen hll1l1t"1:YC'1t"h_

chen Gesellschaft. Die dieser Rechte hat in sclllwerWJLeg~en(len

Fällen zu Extremismus, regionaler Instabilität und zu Konflikten beigetra­
gen. Die Teilnehmerstaaten bekräftigten, daß Fragen der .&J'I.Ip.A"'JlJUL_JUUl.""'-A.&l!bo.

von KSZE-Verpflichtungen ein legitimes und gemeinsames aller
'!'eooehJme:rstaal:en sind und daß es daher zu bewerten ist, wenn
diese Probleme im kooperativen und Geiste der
KSZE angesprochen werden. Sie Ver'pI1JlCnl~ete;n

von KSZE-Verpflichtungen durch verstärkten Dialog,
überprüfungen und Mechanismen anzuregen. Sie werden den r.."lI"'~31t"Q1tll'(7t::~-n

Rahmen der KSZE verbreitern, insbesondere durch die ":1'"n ..... Dr.'.~.nr

ros für demokratische Institutionen und Menschenrechte
dem dessen in die Arbeit des Rates und die
keit der Iv1issionen verstärkt und durch die der Zusam-
menarbeit in Bereichen der aktiven -.TlI.L.... "...TlI'·-"_

'I'I"Ill"<:ll-n'l\C'Qf'lInll"C'1I'Il und 1-nC't'1It'1I11t'lIr,-nC!.1I'Il
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Rolle des BDIMR

.... -.....a.'_ und

Ke~g1()n(ll1K.()nIert~nzzu die sich mit 1I-J'1I",,-,.hla,1I"tr"'Ic'1I"'Il

VA Q.................,""'JUI'............"1 anderen Formen der
den Ländern der Gemeinschaft Unabhängi­
anderen interessierten Nachbarstaaten be­

iI""llC'1I"'-1I"f'JI,,,,ho im informellen Finanzausschuß eine
trelWlllif1~e IKOll't"'1I"d"llllro fmanzierte Stelle für einen Mi-

IVlt~Q1~enIraf1~en in der
Journalisten und nichtstaatliche ur~gaIlls(ltl()nen

.&.IJ'..L.'.&..Lll'..III..&." Informationen über die
zuleiten.

9. sind sich über das
BDIMR verstärkt mit anderen im Bereich der menschlichen Dimension
aktiven internationalen und unter anderem
mit dem Hohen Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte

urnn von
auszutauschen und weitere zukunftsorientierte Aktivitäten zu o-nt....lIT11r.. lTol-n

wie etwa die im Dokument beschriebenen.
10. Die Teilnehmerstaaten bes~ch11ejj,en'l

die Zusammenarbeit zwischen der KSZE und anderen internationa-
len insbesondere dem Hohen

iP1t"t=.l1l1l"ll1~iP1I"II Nationen für und
"1lI1l{V1t"~t-lln1l"'ll im Hinblick darauf
n1t"h,iP1t"t=.l.1lt"1I1111"H"l"C',~1t"hpllt"t::l.1I"'Ildes UN-

8. Das BDIMR wird als Institution im Bereich der menschli-
chen Dimension in mit dem amtierenden Vorsitzenden in be-
raten<ler ..... 'lIl1'... ITt-lI'"'-n an den des Hohen Rates und des Ständi-
gen Rates es Abständen über seine

""'JL~""""'V'Ji.'" berichtet und Informationen über bereit-
stellt. Es wird Material für die der

und die eingegan-
..LJi.Ji.Ji......, .... A ......... II.III.Q..... ....., .......""'......... K1aIstlelle~n oder In enger mit

1'"ll1l"tr"'l,t-1I01l"'Oll''IIr1a.1I''II Vorsitzenden kann der Direktor des BDIMR weitere

11. Das BDIMR wird hinsichtlich des Mandats einer KSZE-Mission vor
dessen Annahme konsultiert zu den auf der Missions-
berichte zu die vom Rat zu be-

Die dem BDIMR In-
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beitsprogramm erstellen, aus dem Titel, Datum und Ort dieser Seminare
hervorgehen.
16. Die Teilnehmerstaaten begrüßten das Angebot Rumäniens, ein in­
ternationales Seminar über Toleranz in Bukarest unter der Schirmherr­
schaft des BDIMR und des Europarats sowie in Zusammenarbeit mit der
UNESCO im Rahmen des Internationalen Jahres der Toleranz - 1995 ­
auszurichten.

Die Rolle nichtstaatlicher Organisationen

17. Wie in Kapitel IV des Helsinki-Dokuments 1992 vorgesehenen, wer­
den die Teilnehmerstaaten und die KSZE-Institutionen Möglichkeiten für
eine verstärkte Einbindung nichtstaatlicher Organisationen in die KSZE­
Aktivitäten schaffen. Sie werden nach Wegen suchen, wie die KSZE die
Tätigkeit nichtstaatlicher Organisationen und die von ihnen bereitgestell­
ten Informationen am besten nutzen kann. Der Generalsekretär wird er­
sucht, eine Studie darüber zu erstellen, wie die Mitwirkung nichtstaatli­
cher Organisationen weiter verstärkt werden kann.

Verpflichtungen und Zusammenarbeit

Rechtsstaatlichkeit

18. Die Teilnehmerstaaten heben hervor, daß alle Maßnahmen öffentli­
cher Behörden dem Rechtsstaatsprinzip entsprechen müssen, um so die
Rechtssicherheit des einzelnen zu garantieren.
Sie unterstreichen ebenso die Notwendigkeit des Schutzes von Menschen­
rechtsaktivisten und sehen der Fertigstellung und Annahme des Erklä­
rungsentwurfs über das "Recht und die Verantwortung von Einzelperso­
nen, Gruppen und Organen der Gesellschaft zur Förderung und zum
Schutz der allgemein anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten"
im Rahmen der Vereinten Nationen mit Erwartung entgegen.

Todesstrafe

19. Die Teilnehmerstaaten bekräftigen erneut ihre in den Dokumenten
von Kopenhagen und Moskau angenommenen Verpflichtungen hinsicht­
lieh der Frage der Todesstrafe.
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könnten erwägen, die Möglichkeit zu prüfen, Vertragspartei dieses Über­
einkommens zu werden.

Roma und Sinti

23. Die Teilnehmerstaaten beschließen, im Rahmen des BDIMR eine
KontaktsteIle für Fragen der Roma und Sinti (Zigeuner)
Das BDIMR wird beauftragt,

als Koordinierungsstelle für Informationsaustausch über von
Roma und Sinti (Zigeuner) zu fungieren, einschließlich von Infor­
mationen über die Umsetzung von Verpflichtungen der
Roma und Sinti (Zigeuner);
Kontakte zwischen Teilnehmerstaaten, internationalen Organisatio­
nen und Institutionen sowie nichtstaatlichen Organisationen betref­
fend Fragen der Roma und Sinti (Zigeuner) zu P.-rI,P1~htp,-rn·

Kontakte zwischen den KSZE-Institutionen und anderen l11t"lt-,or..... ':lt-l1.n.

nalen Organisationen und Institutionen bezüglich dieser
rechtzuerhalten und auszubauen.

Zur Erfüllung dieser Aufgaben wird das BDIMR die vorhandenen Res­
sourcen in vollem Umfang nutzen. In diesem Zusammenhang begrüßen
sie die Ankündigung einiger Roma- und Sinti- (Zigeuner-) '-JJl.J~U.1I.-lUI.o..:l'-JU..J1.'-'

nen, daß sie freiwillige Beiträge zu leisten beabsichtigen.
24. Die Teilnehmerstaaten begrüßen die in anderen .Lll.&'l..VJl.JLa.'I.JL'I....,"-'.lLll.UI.JL....'.ILII. Or­
ganisationen und Institutionen in bezug auf Fragen der Roma Sinti
(Zigeuner) unternommenen insbesondere die des ..II..-JYJI.'-'II-J'''-'I..&I..... lI.o..:l.

Toleranz und Nichtdiskriminiemng

25. Die Teilnehmerstaaten verurteilen von
und insbesondere von aggressivem' Nationalismus, Rassismus, Chauvinis­
mus, Fremdenfeindlichkeit und und auf deren
Ausmerzung abzielende wirksame Maßnahmen weiterhin fördern. Sie er­
suchen das BDIMR, diesen Erscheinungen besondere zu
schenken, indem es über deren verschiedene
in den Teilnehmerstaaten sammelt. Sie werden danach zu diesem
Zweck angemessene Gesetze zu verstärken oder zu und
die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, daß die vor­
handenen Gesetze so wirksam in die Tat umgesetzt werden, daß sie Äuße­
rungen solcher Erscheinungen verhindern. Sie unterstreichen
Maßnahmen zur Bekämpfung dieser Erscheinungen als ..,..,v ..."V.lLll.II.JI.JI.""'..lLll.v.a.
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davon abhängt, daß die Wanderarbeitnehmer ihn selbst aktiv wahrneh­
men, und beschlossen daher, sie diesbezüglich zu ermutigen.

Migration

32. Die Teilnehmerstaaten bringen ihre Besorgnis über die vorwiegend
durch Kriege, bewaffnete Konflikte, bfugerkriegsähnliche Unruhen und
schwere Menschenrechtsverletzungen verursachten Massen-Wanderungs­
bewegungen in der KSZE-Region, die Millionen von Flüchtlingen und
Vertriebenen umfassen, zum Ausdruck. Unter Berücksichtigung der Be­
schlüsse des Rates in Rom 1993 bescWießen sie, in dieser Hinsicht ihre
Zusammenarbeit mit geeigneten internationalen Gremien auszudehnen.
Sie nehmen die vom UNHCR unternommenen Bemühungen zur Vorbe­
reitung einer Regionalkonferenz zur Kenntnis, die sich mit Problemen von
Flüchtlingen, Vertriebenen, anderen Formen .der Vertreibung und von
Rückkehrern in den Ländern der GUS anderen interessierten Nach­
barstaaten befassen wird.

Humanitäres Völkerrecht

33. Die Teilnehmerstaaten bedauern zutiefst die Serie eklatanter Verlet­
zungen des humanitären Völkerrechts, die sich in den letzten Jahren in
der KSZE-Region ereigneten, und bekräftigen ihre Verpflichtung, die
Achtung des allgemeinen humanitären Völkerrechts und insbesondere ih­
rer Verpflichtungen gemäß den einschlägigen internationalen Dokumen­
ten zu wahren und sicherzustellen, einschließlich der Genfer Konventio­
nen von 1949 und ihrer Zusatzprotokolle, bei denen sie Vertragspartei
sind.
34. Sie unterstreichen die potentielle Bedeutung einer Erklärung über
humanitäre Mindestnormen, die in allen Situationen anwendbar sind, und
erklären ihre Bereitschaft, an deren Ausarbeitung im Rahmen der Ver­
einten Nationen aktiv mitzuwirken. Sie verpflichten sich, angemessene
Informationen und Schulung im Rahmen ihres Militärdienstes hinsichtlich
der Bestimmungen des humanitären Völkerrechts zu gewährleisten und
sind der Ansicht, daß einschlägige Informationen zur Verfügung gestellt
werden sollten.
35. Sie bringen ihre hohe Wertschätzung für die sich entwickelnde Zu­
sammenarbeit zwischen der KSZE und dem Internationalen Komitee vom
Roten Kreuz (IKRK), insbesondere im Falle von KSZE-Missionen zum
Ausdruck, begrüßen die Bereitschaft des IKRK, diese Zusammenarbeit
weiter auszubauen, und verpflichten sich, das IKRK weiter zu unterstüt­
zen, insbesondere durch die Stärkung von bereits zwischen den KSZE-
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Programm zur koordinierten Unterstützung

42. Unter Berücksichtigung der in den vergangenen zwei Jahren unter
der koordinierenden Leitung des BDIMR durch die Umsetzung des
"Programms zur koordinierten Unterstützung" erzielten Fortschritte ha­
ben die Teilnehmerstaaten beschlossen, dieses Programm fortzuführen.
Das BDIMR und der Generalsekretär werden auch künftig Treffen und
Seminare über KSZE-bezogene Angelegenheiten vorbereiten, um interes­
sierten Staaten die Möglichkeit zu geben, ihre KSZE-Verpflichtungen
leichter zu erfüllen. Die Teilnehmerstaaten werden auch künftig Vertreter
dieser Staaten in die von Regierungen geförderten Praktika sowie Stu­
dien- und Ausbildungsprogramme aufnehmen, so daß das Niveau an Er­
fahrung, Wissen und Sachkenntnis angehoben werden kann.
43. Sie kamen überein, daß die Fähigkeit des BDIMR zur Bereitstellung
von gründlichem Sachwissen über Fragen im Bereich der menschlichen
Dimension gemäß dem Programm zur koordinierten Unterstützung wei­
terentwickelt werden sollte. Um auf die alle Aspekte der Demokratisie­
rung betreffenden Ersuchen der kürzlich unabhängig gewordenen Staaten
um Beratung zu reagieren, beschlossen sie, daß der Einsatz von allgemei­
nen Experten im Rahmen des Programms zur koordinierten Unterstüt­
zung eine nützliche Verstärkung der Rolle des BDIMR darstellen würde.

IX Die wirtschaftliche Dimension

1. Die Teilnehmerstaaten bekräftigen die im Helsinki-Dokument 1992,
auf der Bonner Konferenz über wirtschaftliche Zusammenarbeit und in
der Charta von Paris für ein neues Europa dargelegten Prinzipien und
Werte, und unterstreichen, daß die Unterstützung des wirtschaftlichen
Reformprozesses und die Entwicklung von Marktwirtschaft und umwelt­
verträglicher Politik für die Sicherheit und die Stabilität in der KSZE-Re­
gion unerläßlich sind.
2. Die Teilnehmerstaaten halten es für wichtig, der Wechselbeziehung
zwischen allen Dimensionen des umfassenden Sicherheitsbegriffs der
KSZE große Aufmerksamkeit zu widmen. Die wirtschaftliche Dimension
der KSZE schließt Aktivitäten zur Förderung der Zusammenarbeit in den
Bereichen Wirtschaft, Umwelt, Wissenschaft und Technik sowie zur För­
derung der regionalen und grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ein.
3. Die Teilnehmerstaaten begrüßen die Rolle der internationalen Wirt­
schafts- und Finanzinstitutionen im Hinblick auf die Unterstützung der
Prioritäten der wirtschaftlichen Dimension und bekräftigen ihr Interesse
an einer engen Zusammenarbeit mit diesen Organisationen. Sie halten es

478

In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995, Baden-Baden 1995, S. 427-582.



In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995, Baden-Baden 1995, S. 427-582.



480

deren umzuset-
Interesse die bevorstehende

bUlr01palSc1:1en .ß!.-J......."""' ... ~;;"...'l.oI ......a..a.u..... 'I-'I-lL zur Kenntnis und be-
Drlnz]lDlf~lle 1-j1l ....'1I"'1I~'hTlIlI_rv eines Transeu-

-..uL1Il."""'''' l.,lIl. ..... q,,<ltJ'l.oIJiUL. Dieses
r'\r'\"'I,,,Fill1l111A:l1011'"1I1I1I''l'.nr bei der

A:lIo1l"' ....nllllll-1I.nrC~_ inter-

ge,~enwartl{1~e b,ntvV1c~jurlg der
in be-
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1""l.1t"llt:'1nl1l",n.·7t=J.B{. an. Sie daß die und in-

ternational Standards und ein we-
C'.t:l> ..... t-Dll,~hL:~1l" Faktor bei der von Handel und Investitionen ist. Sie
h.t:l>D'1l"ot-t-llrlr.t:l>..... die der der Rechte zum Schutz des
rrA1ct"1,(TAn .JI....J.a.1<;;;,\"IJULfL"JL..ILJL..:l. Die Teilnehmerstaaten erkennen an, daß der Zu­

verlaJjlUcllen 11t"ll-r"1I"1I"'lr"'rJl-r1l1""l.1t"llc.~1t"ll und Statistiken für die 11-4 ..... 1hTTll,.....' ............ rr

....... t-t-,n. ..... t- ... ""B.. = Sektor sowie für die tnlsCne]lC1ung~511I1C1Ulllg

Ll"n..-tn-1I11t-1I11 .nr ist. Sie fördern darüber hinaus .tSe:mu,nUJnge~n

AJlVA .IIL"'.!L..IILII.",",'A UlI.flJLfLlI.flJLJULj.,. Fortschritte diesen Berei-
ZUlSaJl11UleIlarlbel1, auch im Hin­

1I..{r,...-.rIA'rll"t4lrr von Investitionen

aktive Maß­
emSCnL1al1~ge~nForen auf-

Wirtschaftsforum der
'"l71I1t-t"cr·hrJl't"t"B1,~Il4lc.~n Dimen-

Slon zu ges,rau:en,
zwar eines

JL JL "'................ JlL.llLU und eine Im viel Raum für
Diskussionen zu schaffen. Teilnehmerstaaten erkennen an, daß der

des Wirtschaftsforums von der aktiven emer
Anzahl Vertreter aus internationalen Institu-

dem Aka-
demikerkreisen mit einscWägiger

'l'e:l1n(~hIneI'stalatf~n ersuchen den amtierenden orslltz(~ndlen, mit
1..... t-,~_l"ll-...... t-."71I ... _ • .nr des Sekretariats eine informelle einzube-

in Wien um sich mit der 1""l.1I" ..... A1l"l:::lo1lt" ..... 1t"llnr des Wirt-
schaftsforums und den sich daraus er~~elJ~en(len tOJLge:malJjnarumen zu be­
fassen. Vertreter können zu

emgel~a(le~nwerden.
22. Die auf dem Wirtschaftsforum Form an1!eSlprOICn(~ne;n

Themen sollten sich auch weiterhin auf verschiedene des Über­
gaIlgslpro,zes.ses und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit im KSZE-Ge-

ersltre~CKlen" sowie auf stehende im
der wirtschaftlichen die Treffen des

'ellneJnner~.ta(lte:n, aus
an~~ele~gte~n .tS,erfactLen eine von Themen

auszuwählen. Das Thema für das Dritte
des Wirtschaftsforums wird die regionale wirtschaftliche Zusam-

menarbeit in den Investitionen und sein.
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X Mittelmeerraum

1. Die nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten blicken auf langjährige
Beziehungen zur KSZE zurück und haben von Anfang an größtes Inter­
esse an deren Arbeit gezeigt. In Bekräftigung ihrer Überzeugung, daß die
Stärkung der Sicherheit und der Zusammenarbeit im Mittelmeerraum für
die Stabilität in der KSZE-Region von Bedeutung ist, begrüßen die Teil­
nehmerstaaten die kürzlich im Nahost-Friedensprozeß geschlossenen Ab­
kommen. Unter Hinweis auf das Helsinki-Dokument 1992 und in Bestäti­
gung der darauffolgenden einschlägigen Beschlüsse beschließen die Teil­
nehmerstaaten, den Dialog mit den im Beschluß des 25. Treffens des Aus­
schusses Hoher Beamter erwähnten fünf nichtteilnehmenden Mittelmeer­
staaten zu intensivieren.
2. Zu diesem Zweck und als Reaktion auf das von diesen nichtteilneh­
menden Mittelmeerstaaten bekundete Interesse fassen sie folgende Be­
schlüsse:

(a) In Wien wird im Rahmen des Ständigen Rates eine informelle, allen
Teilnehmerstaaten offenstehende Kontaktgruppe auf Expertene­
bene eingerichtet. Diese Gruppe wird regelmäßig zusammentre­
ten, um einen Dialog mit diesen nichtteilnehmenden Mittelmeer­
staaten zu pflegen, damit der Austausch von Informationen von
beiderseitigem Interesse und die Formulierung neuer Ideen er­
leichtert werden.

(b) Aufbauend auf den in der KSZE bereits traditionellen Mittelmeer­
seminaren beschließen die Teilnehmerstaaten, 1995 ein Seminar
zum Thema "Erfahrungen der KSZE im Bereich vertrauensbil­
dender Maßnahmen" abzuhalten. Die Teilnehmerstaaten beab­
sichtigen darüber hinaus, weitere Seminare zu Fragen von beider­
seitigem Interesse abzuhalten. Sie begrüßen das Angebot der
Arabischen Republik Ägypten, das obengenannte Seminar zu
veranstalten, und regen an, daß die anderen vier nichtteilneh­
menden Mittelmeerstaaten ähnliche Angebote unterbreiten.

(c) Der amtierende Vorsitzende wird im Laufe seiner Amtsperiode auf
hoher Ebene Konsultationen zwischen der KSZE, vertreten
durch die Troika und den Generalsekretär, und den nichtteil­
nehmenden Mittelmeerstaaten abhalten.

(d) Zur Behandlung der in der Kontaktgruppe, den Seminaren und den
Konsultationen auf hoher Ebene geäußerten Vorschläge wird der
amtierende Vorsitzende im Laufe des Jahres Vertreter dieser
nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten gegebenenfalls zu allen
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Abschlußkonferenz zum Stabilitätspakt für Europa, am 20. und 21. März
1995 in Paris

angenommen am 20. März 1995 von den 52 Staaten der OSZE bei der
AbscWußkonferenz zum für Europa in Paris

1. Wir, die Außenminister und Vertreter der an der Pariser Konferenz
über die Stabilität in teilnehmenden Staaten und 1I-nf"01l"1I"'IIdJtof"11.n..-n,'JIIt='1I"'II

Organisationen, sind auf Initiative der Europäischen Union am 20. und 21.
März 1995 in Paris zur Annahme des Stabilitätspakts für zusam­
mengekommen.
2. Ein halbes Jahrhundert nach Ende des zweiten Weltkriegs und
Jahre nach den historischen Veränderungen, die nunmehr die
dung der Spaltung Europas möglich machen, ist der ~t2lb111taltsp,aKt

druck unseres ständigen gemeinsamen Bemühens,
Spannungen und Krisen zu verhüten und auszuschalten und in auf
Dauer eine Zone gutnachbarlicher Beziehungen und der Zusammenarbeit
zu schaffen, um die Errungenschaften auf dem Weg zu
Achtung der Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, wirtschaftlichem Fort­
schritt, sozialer Gerechtigkeit und Frieden zu fördern und un"umlkehrlJar
zu machen.
3. Der Stabilitatspakt besteht aus nachstehender
Liste von Abkommen und Vereinbarungen über Bezie­
hungen und Zusammenarbeit. Er wird ergänzt durch eine Liste von Maß­
nahmen, die die Europäische Union zur Unterstützung von Initiativen der
interessierten Staaten im Benehmen mit diesen ergriffen oder vo]~ge;se1Jlen

hat und mit denen zur Erreichung der Ziele des Paktes wer­
den soll.

1. Erklärung

4. Europa durcWäuft derzeit eine Phase des Wandels und der
tung. Es ist unser Ziel, diese Entwicklung auf den .i\ufbau eines geeinteren
und solidarischeren, für Dialog und Zusammenarbeit offenen Europas zu
lenken, das zu diesem Zweck jede Art des Austauschs begünstigt und in
dem die Identität der Nationen und die gemeinsamen freiheitlich-demo-

1 In: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Bulletin 24/1995, S.
197 ff.
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Anwendung von Gewalt, die Unverletzlichkeit der Grenzen, die territo­
riale Unversehrtheit und die Achtung der international anerkannten
Grenzen, die friedliche Regelung von Streitfällen, die Nichteinmischung in
innere Angelegenheiten, den Schutz der Menschenrechte. einschließlich
der Rechte der Angehörigen nationaler Minderheiten, die Grundfreihei­
ten, einschließlich der Gedanken-. Gewissens-, Religions- und Glaubens­
freiheit, die Gleichberechtigung und das Selbstbestimmungsrecht der Völ­
ker, die Zusammenarbeit zwischen den Staaten und die Erfüllung in Treu
und Glauben der gemäß dem Völkerrecht eingegangenen Verpflichtun­
gen.
8. Gutnachbarliche Beziehungen sollen durch Förderung der regionalen
Wirtschaftsentwicklung zum Abbau der spannungsträchtigen wirtschaftli­
chen und sozialen Unterschiede beitragen sowie durch Förderung grenz­
überschreitender Zusammenarbeit die Entwicklung des freien Verkehrs
von Personen, Gedanken, Gütern und Dienstleistungen in den Bereichen
Wirtschaft, Kultur, Verwaltung und im menschlichen Bereich ermögli­
chen.
9. Wie auf der Eröffnungskonferenz am 26. und 27. Mai 1994 in Paris ver­
einbart, haben intensive Konsultationen stattgefunden, die in den letzten
Monaten mit Nachdruck fortgesetzt worden sind. Insbesondere sind unter
Vorsitz der Europäischen Union zwei regionale runde Tische eingerichtet
worden, an denen zum einen vier Staaten der baltischen Region - Estland.
Lettland, Litauen und Polen - sowie deren Gäste und zum anderen sechs
weitere Staaten Mittel- und Osteuropas - Bulgarien, Ungarn, Polen, Ru­
mänien, Slowakei und die Tschechische Republik- sowie deren Gäste,
darunter Slowenien, teilgenommen haben. Auch die Organisation für Si­
cherheit und Zusammenarbeit in Europa, der Europarat und der Ostsee­
rat haben an den Regionaltischen teilgenommen. Ferner hat der Vorsitz
der Europäischen Union mehrere Hauptstädte besucht, um die Ziele des
Paktes zu unterstützen. Schließlich wurden in die Beratungen sämtliche
Teilnehmerstaaten der Eröffnungskonferenz einbezogen.
10. Die Teilnehmerstaaten der Regionaltische haben es sich gemäß dem
Schlußdokument zur Eröffnungskonferenz von Paris im Mai 1994 zur
Aufgabe gemacht, eine Bestandsaufnahme der Abkommen und Vereinba­
rungen vorzunehmen, die ihren freundschaftlichen und Kooperationsbe­
ziehungen gewidmet sind. Um ihr Interesse für die Region zu unterstrei­
chen, haben die Mitgliedstaaten der Europäischen Union diejenigen Ab­
kommen und Vereinbarungen in das Verzeichnis miteinbezogen, die sie
mit den neun Ländern unterzeichnet haben, die eine Beitrittsperspektive
zur Union haben. Ebenso haben diese Länder und die von ihnen ein­
geladenen Gesprächspartner Abkommen in dieses Verzeichnis aufge­
nommen, die sie - teils vor der Eröffnungskonferenz vom Mai 1994, teils

488

In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995, Baden-Baden 1995, S. 427-582.



In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995, Baden-Baden 1995, S. 427-582.



16. Wir stellen fest, daß die Vertragsstaaten des Übereinkommens zur Er­
richtung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs ihre etwaigen Streitig­
keiten über die Auslegung und Anwendung ihrer Abkommen über gut­
nachbarliche Beziehungen entsprechend den in diesem Übereinkommen
festgelegten Verfahren vor den Gerichtshof bringen können.
17. Wir nehmen die Unterstützung der Europäischen Union für die Vor­
haben zur Förderung gutnachbarlicher Beziehungen, deren Verzeichnis
dem Pakt beigefügt ist, sowie den Beitrag anderer Teilnehmer mit Ge­
nugtuung zur Kenntnis. Die beigefügten Vorhaben wurden in Zusam­
menarbeit mit der Europäischen Union, insbesondere im Rahmen des
Dialogs. der sich an den beiden Regionaltischen entwickelt hat, erstellt.
Sie betreffen die regionale grenzüberschreitende Zusammenarbeit, die
Minderheitenfragen, die kulturelle Zusammenarbeit einschließlich Spra­
chunterricht, die wirtschaftliche Zusammenarbeit in der Region, die Zu­
sammenarbeit im Rechtsbereich und die Ausbildung im Verwaltungsbe­
reich sowie Umweltprobleme. Mit diesen Vorhaben sollen der freie Ver­
kehr und die freie Kommunikation zwischen den europäischen Staaten
sowie der freie Informationsaustausch und Gedankenaustausch im Hin­
blick auf die Erweiterung der Europäischen Union erleichtert werden.
18. Wir sind uns bewußt, daß noch weitere Bemühungen erforderlich sind,
um die Stabilität in ganz Europa zu konsolidieren, meinen aber, daß der
Prozeß, den wir in Paris mit der Einberufung dieser Konferenz eingeleitet
haben, sowie der von uns gewählte regionale Ansatz ihren Nutzen unter
Beweis gestellt haben. Daher äußern wir den Wunsch, daß sie weiterhin
dazu beitragen, die Stabilität in Europa zu stärken, und daß sie als Modell
für andere, namentlich im Rahmen der OSZE ergriffene gemeinsame
Initiativen der präventiven Diplomatie dienen.

II. VelZeichnis der Abkommen, Vereinbarungen und politischen Erklärun­
gen

A. Abkommen und Vereinbarungen zwischen den interessierten Ländern
und den Mitgliedstaaten der Europäischen Union

Bulgarien

Belgien: Gemeinsame politische Erklärung (4. 4. 94)
DeutscWand: Vertrag über freundschaftliche Zusammenarbeit und
Partnerschaft in Europa (9.10. 91)
Griechenland: Vertrag über freundschaftliche und gutnachbarliche Be­
ziehungen, Zusammenarbeit und Sicherheit (7.10. 91)
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Polen

tleJlgte:n: Gemeinsame politische Erklärung (2. 7. 91 )
- Deutschland: - Vertrag über gute Nachbarschaft und Irelun<JLSCllaIIUCrle

Zusammenarbeit (17.6.91)
über der polnisch-deutschen Grenze

90)
~pal1llen: ~JreUlD.a;sc.nlans- UlD.d Kooperationsvertrag (26.10.

- Frankreich: Freundschafts- und Solidaritätsvertrag (9. 4. 91)
Freundschafts- UlD.d Kooperationsvertrag (11.10.

- Niederlande: Gemeinsame (29.9.92)
n1l"ll1l.nnl"'A·I~h· Gemeinsame Erklärung (24. 4.

Rumänien

- Belgien: Gemeinsame politische (7.4. 94)
- Deutschland: Vertrag über freundschaftliche und

-"'~.ILA."".Il.U"".ILA~~in (21. 4. 92)
- Griechenland: Vertrag über Zusammenarbeit und über treunclSCnallll-

che und gutnachbarliche Beziehungen (28.11.91)
- Spanien: Freundschafts- und Kooperationsvertrag (4. 2. 92)
- Frankreich: Freundschafts- und Kooperationsvertrag (20.11. 91)
- Italien: Freoodschafts- und Kooperationsvertrag (23. 7. 91)
- Niederlande: Gemeinsame Erklärung (7. 6. 93)
- Vereinigtes Königreich: Gemeinsame Erklärung (3. 6. 93)

Slowakei

- Deutschland: Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche
Zusammenarbeit (27. 2. 92)

- Spanien: Freundschafts- und Kooperationsvertrag 91)
- Frankreich: Verständigungs- UlD.d F.reUlD.dschaftsvertrag (1.10.91)
- Italien: FreUlD.dschafts- und Kooperationsvertrag (7. 6. 93)
- Niederlande: Gemeinsame Erkläroog (15. 9. 93)
- Vereinigtes Königreich: Gemeinsame Erklärung (27.5.92)
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Zusammenarbeit (7. 8. 92)
Litauen: Grundlagenvertrag über freundschaftliche Beziehungen und
Zusammenarbeit (8. 8. 92)
Polen: Vertrag über Freundschaft und gutnachbarliche Zusammenar­
beit (6. 10.91)
Slowakei: Vertrag über Nachbarschaft und freundschaftliche
Beziehungen (19. 3. 95)
Russische Föderation: - Vertrag über freundschaftliche tsezle.nUllge:n
und Zusammenarbeit (6.12.91)
Erklärung über die Grundsätze der Zusammenarbeit im Bereich der
Gewährleistung der Rechte nationaler, ethnischer. religiöser oder
sprachlicher Minderheiten (11.11.92)
Slowenien: - Freundschafts- und Kooperationsvertrag
-Erklärung über die Grundsätze der Zusammenarbeit im Bereich der
Gewährleistung der nationaler Minderheiten (31. 5.

- Rumänien: Gemeinsame Erklärung der Yrf~ml.erlnrnllst~~r

Ungarn und von Rumänien 3.95)

Lettland

Estland/Litauen: - über die Einheit und Zu;sanlml~nalfbt~1t

(12.5.90)
-Trilaterales Übereinkommen über baltische Zusammenarbeit auf
Parlaments- und Regierungsebene (13. 6.
Ungarn: Grundlagenvertrag über freundschaftliche und
Zusammenarbeit (7. 8. 92)

- Litauen: Vertrag über die der Staatsgrenze (29. 6.
93)
Polen: Freundschafts- Kooperationsvertrag ( 1. 7. 92)

- Belarus: - Erklärung über die Grundsätze Beziehun-
gen (16. 12. 91)
-Vertrag über die einer 2.
Russische Föderation: Abkommen vom 30. 4. 94 über
-die "Ir"l"1I111141rl1Q4:J>"I" UQr!I<lJI"l"cot"''Jlt"lIrlo1l4l

-den Abzug der Streitkräfte
sozialen Schutz der ruslslslchf~n MLllu:arl)en.slonatDe

Litauen

Estland/Lettland: .J'J-JJLJL~~iL'l.lLJULj;;" über die Einheit und Zusanlmenarbeit
(12.5.90)
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Rumänien

.JI'>.,I_.B.,...,tI.4.B."'"",,IUL. Vertrag über Freundschaft, Zusammenarbeit und gutnach-
barliche (27.1. 92)
.lL.JU'-.JLUAA-.. Freundschafts- und Kooperationsvertrag (11. 7. 92)
..L.J.Ill&..lULU'V.LII.. Freundschafts- und Kooperationsvertrag (8. 3. 94)

- Polen: über freundschaftliche Beziehungen und Zusammenar-
beit (25. 1. 93)

- Slowakei: Vertrag über freundschaftliche Beziehungen und Zusam­
9.93)

- Belarus: über freundschaftliche Beziehungen und
Zusammenarbeit (7.5.93)

- Türkei: gutnachbarliche Beziehungen und
Zusammenarbeit (19. 9. 91)

- Ungarn: Erklärung der Premierminister der Republik
Ungarn und von Rumänien (19. 3. 95)

Slowakei

über freundschaftliche Beziehungen und Zusam-
..o...iLJL,,",JULlI.Iil.JL ,",~",... ", (6. 4.

- Ungarn: Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zu­
sammenarbeit ( 19.3.95)

- Polen: Vertrag über gutnachbarliche Beziehungen, Solidarität und
freundschaftliche Zusammenarbeit (6.10.91)

- Rumänien: Vertrag über freundschaftliche Beziehungen und Zusam­
menarbeit (24.9.93)

- Tschechische Republik: Vertrag über gutnachbarschaftliche und
freundschaftliche Beziehungen (23. 11. 92)

- Russische Föderation: Vertrag über freundschaftliche Beziehungen
und Zusammenarbeit (26. 8. 93)

- Ukraine: Vertrag über gutnachbarliche und freundschaftliche
Beziehungen und Zusammenarbeit (29. 6. 93)

Tschechische KejDUl)llk

- Slowakei: gutnachbarschaftliche und freundschaftliche
Beziehungen (23.11. 92)

(Einige der in dieser Liste aufgeführten Abkommen sind noch nicht ratifi­
ziert worden.)
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1.

Vertrauens-
Smmeeines~.n.f,~.c:.1l"'1'l&1rnTC.1I"'II

1.3
ration über
IrA"" 1r1l"'.Pt-.c;:l'1I"'Il Schritten

Sicherheit.
1.4 Wie sehr man sich eine bessere lntdo.vnltlr;~n neuer Teilnehmer-
staaten sich den der amtierenden
den Mittelasien Transkaukasien. Besuche wurden c.n.1l"'.rTt-I'l&It-lI.rT
vorbereitet zogen konkrete sich.
1.5 Parallel zu VOI·raIlgJ.~~en Bereichen der
KSZE wurde die Weltelren1lWJJCKumg der Strukturen und

sionen vor
im Sekretariat des die wachsen-

Aktivitäten des Büros für demokratische Institutionen und Menschen-
rechte die auf die intensive
'lI'riih,,,,,,,,I,.. ,,,,, ... f- des Hohen Kommissars der für nationale 1\.11I1111"'1l.ri.c:~1l"'hj~1It-.c:~1I"'Il

während seines ersten daß die Zukunft ange-
sichts der neuen in einer anpas-
Silllgsltahlge:n., mit und Ko,m{)et(~nz au~;geuOlten 1L.I"L:>.~",,,,,",,,,_.nr',,,",,,,".. .nr.TL:>.""

breite internationale
1.2 KSZE-Konsultationen über 1l"\.n.llIrllc,roIl"!lO
erreichten den wöchentlichen der Wiener

Ausschusses Hoher Beamter eine neue Dimension.
für ~1I"...h.p1r"h.p.1It-C'IIrAi""'\n.p

1. Die 1Il-411"'11·h1il711.nllrI1l1l1l"'ll.'1I"o1l"'ll des Jahres 1993 waren davon den
nach wie vor kein

"""'l.4,.JIUI.'L.'l.4,.JIUI." in Transkaukasien
drohten
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2. Frühwamung, Konf/iktverhütung und Krisenbewältigung - Missionen

Im Berichtszeitraum waren ingesamt acht KSZE-Missionen im Einsatz.
Einige Missionen dienten hauptsächlich der Konfliktverhütung, andere in
erster Linie der Krisenbewältigung. Einigen von ihnen gehörten Diplo­
maten sowohl als Zivilpersonen als auch als militärisches Personal an. Die
Missionen waren auf dem Balkan, im Baltikum und in der Kaukasusregion
tätig.
Zur Unterstützung ihrer Arbeit wurde im KYZ-Sekretariat die Abteilung
"Missionsunterstützung" eingerichtet. Sie nahm im Mai 1993 ihre Tätigkeit
auf. Mit wachsender Erfahrung dieser Abteilung konnte die Unterstüt­
zung in ihrer Wirksamkeit beträchtlich verbessert werden.
Eines der Probleme der Missionen ist die personelle Besetzung. Mit ein
oder zwei Ausnahmen haben die Teilnehmerstaaten nur zögernd dafür
gesorgt, daß qualifIZiertes Personal in ausreichender AnzaW für unbe­
setzte Stellen zur Verfügung steht. Damit die KSZE-Aktivitäten glaub­
würdig sind und es bleiben, muß dieses Problem dringend einer Lösung
zugeführt werden.
Die KSZE-Missionen zur Konfliktverhütung und Krisenbewältigung tru­
gen in unterschiedlichem Ausmaß zur Stabilisierung der Lage bei; nach
Aufnahme ihrer Tätigkeit mußte jedoch bei allen Missionen das Mandat
verlängert werden, da für zufriedenstellende Ergebnisse mehr Zeit erfor­
derlich war. Man stellte einerseits fest, daß Konfliktverhütung und Kri­
senbewältigung mit friedlichen Mitteln Geduld erfordern, doch sollte eine
regelmäßige und sorgfältige Prüfung der jeweiligen Situation sicherstellen,
daß alle Konfliktparteien kooperationsbereit bleiben.
Bei Missionen zur Krisenbewältigung ist es sehr schwierig, einen konkre­
ten Prozeß in Gang zu setzen, der zu einer Lösung auf dem Yerhand­
lungswege führen soll. Allgemein besteht die Tendenz, daß die Konflikt­
parteien von den Missionen Vorschläge zur Lösung ihrer Probleme er­
warten, anstatt sich selbst um eine Regelung zu bemühen.

2.1 Langzeitmissionen

Die Langzeitmissionen in der Föderativen Republik Jugoslawien
(Serbien/Montenegro) (FRJ) nach Kosovo, in den Sandschak und die
Yojvodina nahmen am 8. September 1992 ihre Tätigkeit auf. Die Missio­
nen bestanden anfangs aus 12 Personen und wurden später auf 20 aufge­
stockt, genehmigt waren 40 Mitglieder (diese zaW wurde jedoch nie er­
reicht).
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Erkundungsfahrten zu unternehmen, um sich einen Eindruck davon
zu verschaffen, inwieweit die Lage stabil ist beziehungsweise ob es zu
einem Konflikt kommen kann, und
im Falle eines Konflikts den Sachverhalt festzustellen, um eine wei­
tere Eskalation zu verhindern.

Der Mission gehören derzeit acht KSZE-Beobachter an. Zwei Mitglieder
der Überwachungsmission der Europäischen Gemeinschaft sind dem Mis­
sionsleiter operativ unterstellt. Die Mission unterhält sehr enge Kontakte
zu den Behörden der EJRM.
Die Koordination zwischen dem UNPROFOR-Oberkommando für Ma­
kedonien und der Mission wurde folgendermaßen festgelegt:

wöchentliche Konsultationssitzungen auf Ebene der Missionsleiter;
regelmäßiger Austausch von Lageberichten und anderen maßgebli­
chen Informationen;
Koordination der Reisetätigkeit.

Auch mit anderen Missionen der Vereinten Nationen und der Europäi­
schen Gemeinschaft fmdet ein Informationsaustausch statt und wird zu­
sammengearbeitet.

Den Missionsberichten zufolge gibt es keine unmittelbaren Anzeichen für
ein Übergreifen des Konflikts, besorgniserregend ist jedoch die sich ver­
schlimmernde wirtschaftliche Situation. Die Behörden der EJRM weisen
immer wieder auf die ungelöste Frage des Status der EJRM in der KSZE
hin.

2.3 Mission nach Georgien

Die Mission nahm am 3. Dezember 1992 ihre Tätigkeit auf. Hauptaufgabe
der Mission ist es, "Verhandlungen zwischen den Konfliktparteien in Ge­
orgien zu fördern, durch die eine politische Lösung auf friedlichem Wege
herbeigeführt werden soll". Ursprünglich wurde die Mission für eine
Dauer von 3 Monaten genehmigt, das Mandat wurde jedoch zweimal je­
weils um weitere 6 Monate verlängert. Das Mandat der Mission umfaßt
sowohl den südossetischen
als auch den abchasischen Konflikt. In der Praxis konzentrierte sich die
Mission auf Südossetien, da in bezug auf Abchasien die Vereinten Natio­
nen die Hauptrolle spielen.
Im Falle des Konflikts in Südossetien besteht das Mandat darin,

Gespräche mit den Konfliktparteien zu führen und Spannungsherde
zu beseitigen,
eine sichtbare KSZE-Präsenz herbeizuführen und Kontakte zu örtli­
chen Stellen und zur Bevölkerung aufzunehmen,
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Die ursprünglich für sechs Monate geplante Mission wurde in der Folge
um weitere 6 Monate (bis April 1994) verlängert. Der Mission gehören
acht Personen an.
Die Mission hat mit der Regierung Moldovas und den Behörden von Ti­
raspol Kontakt aufgenommen und wirkt aktiv an der Überwachung der
Situation und der Förderung eines Dialogs mit. Die Mission versucht,
einen Prozeß in Gang setzen zu helfen, der zu einer Beilegung des Kon­
flikts auf dem Verhandlungswege führt. Bis jetzt wurde noch nicht über
sichtbare Fortschritte berichtet.

2.5 Mission nach Estland

Die Mission nahm am 15. Februar 1993 ihre Tätigkeit auf und will die
Stabilität, den Dialog und die· Verständigung zwischen den Volksgruppen
in Estland fördern.
Die Mission hat das Mandat,

Kontakte mit zuständigen Behörden - insbesondere mit den für
Staatsbfugerschaft, Migration, Sprachangelegenheiten, Sozialleistun­
gen und Beschäftigungspolitik verantwortlichen Stellen - sowie mit
einschlägigen nichtstaatlichen Organisationen aufzunehmen,
Informationen einzuholen und in Angelegenheiten, die den Status
der Volksgruppen in Estland sowie die Rechte und Pflichten ihrer
Angehörigen betreffen, fachliche Unterstützung und Beratung zur
Verfügung zu stellen,
die Wiederherstellung einer auf Bürgerrechten beruhenden Gesell­
schaft insbesondere durch Förderung örtlicher Mechanismen zur
Entwicklung von Dialog und Verständigung zu erleichtern und
die Übertragung der Aufgaben der Mission an örtliche Vertretungen
vorzubereiten.

Die Mission war ursprünglich für sechs Monate geplant, ihr
wurde im Juli 1993 um weitere sechs Monate verlängert. Der Mission ge­
hören sechs Personen an.
Die Mission hat gute Arbeitskontakte zu den estnischen Behörden und
der russischsprachigen Volksgruppe aufgebaut. Auf diese Kontakte greift
die Mission bei ihrer Arbeit zu folgenden Themenbereichen zurück: der
Runde Tisch, Fragen der Staatsbürgerschaft, Bestim­
mungen des Fremdengesetzes und Familienzusammenführung. Die Mis­
sion arbeitet eng mit dem Hohen Kommissar der KSZE für nationale
Minderheiten zusammen.
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160 Experten arbeiten derzeit für die Missionen und die Zentralstelle in
Brüssel (Büro des Koordinators Sanktionen und SAM-Kommunikati­
onszentrum, welches von der EG teilweise fmanziert und personell besetzt
wird).

2.8 KSZE-Vertreter in Tadschikistan

In Tadschikistan nimmt ein KSZE-Vertreter die Aufgaben der KSZE
wahr. Den Grundstein für seine Präsenz legte der persönliche Vertreter
der amtierenden Vorsitzenden in diesem Land.
Der KSZE-Vertreter in Tadschikistan hat die Aufgabe, im Hinblick auf
die laufenden Bemühungen um eine Lösung des Konflikts in diesem Land
mit dem Sonderbeauftragten des Generalsekretärs der Vereinten Natio­
nen und den Beamten der Vereinten Nationen in Tadschikistan Rück­
sprache zu halten und gegebenenfalls zusammenzuarbeiten. Der Vertreter
hält die KSZE über die Entwicklung im Land auf dem laufenden. Ein er­
ster Bericht auch Reihe VorscWäge zur Aufga­
benteilung mit den Vereinten Nationen und den Hinweis, daß eine stän­
dige KSZE-Präsenz in Tadschikistan angebracht sei.

2.9 Konflikt in dem Gebiet, mit dem sich die Konferenz über Nagomy Ka­
rabach befaßt

Die KSZE beschäftigte sich weiterhin mit Konflikt in dem Gebiet,
mit dem sich die Konferenz über Nagorny Karabach befaßt. Von der
Minsker Gruppe (die im RatsbescWuß vom 24. März 1992 erwähnten
Mitgliedstaaten) wurde nach ausgiebigen Verhandlungen ein "Adaptierter
Zeitplan für Sofortmaßnahmen zur der Resolutionen 822
und 853 des Sicherheitsrats" ausgearbeitet, der darauf beruht, daß eine

von Maßnahmen in gegenseitiger Abstimmung Zug um Zug durch­
geführt werden. Darin ist unter anderem der Truppenrückzug aus den Be­
zirken Kubatli, Agdam, Fisuli, Dschebrail, Kelbadschar und Martakert,
die Wiederherstellung aller Kommunikationseinrichtungen und Verkehrs­
verbindungen, die Herstellung einer dauerhaften und umfassenden Waf­
fenruhe unter KSZE-Überwachung und die Eröffnung der Minsker Kon­
ferenz vorgesehen.
Der "Adaptierte Zeitplan" befaßt sich auch mit humanitären Aspekten,
wie etwa mit dem Austausch von Geiseln und Kriegsgefangenen, dem un­
gehinderten Zugang zur Region für internationale humanitäre Hilfsliefe­
rungen usw. Darüber hinaus sieht der Zeitplan die Entsendung einer
KSZE-Veriftkationsmission vor, die die Vorarbeiten für eine Überwa­
chung durch die KSZE leistet.
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insbesondere in Estland und Lettland sehr starken russischsprachigen
Minderheiten zu befassen. Er arbeitete eng mit der KSZE-Mission in
Estland zusammen. Obwohl der HKNM keine Beweise für eine Verfol...
gung der russischsprachigen Minderheiten in den baltischen Staaten fand,
unterbreitete er den Regierungen Estlands und Lettlands eine Reihe von
Empfehlungen, die auf eine erkennbare Politik des Dialogs mit den natio­
nalen Minderheiten und deren Integration abzielen. Die Empfehlungen
konzentrierten sich insbesondere auf die Gesetzgebung und die Notwen­
digkeit, Angehörige nationaler Minderheiten diesbezüglich über ihre Si­
tuation zu informieren.
Ende Juni und Anfang Juli wurden weitere Besuche in dieses Gebiet er­
forderlich, insbesondere angesichts von Auseinandersetzungen um die
Verabschiedung eines Fremdengesetzes durch das estnische Parlament
und um die teilweise als Reaktion auf dieses Gesetz erhobene Forderung
nach einem Referendum über lokale Autonomie für die estnischen Städte
Narva und Sillamae, deren Bevölkerung hauptsächlich russischsprachig ist.
Der Hohe Kommissar beantwortete im Namen der KSZE das Ersuchen
des estnischen Präsidenten um ein Gutachten der KSZE zum Fremdenge­
setz. Auch als Ergebnis dieser Beratung änderte das estnische Parlament
das Gesetz.
Anfang Juli ersuchte die estnische Regierung den Hohen Kommissar um
einen weiteren Besuch aus Anlaß der schwierigen Frage lokaler Referen­
den. Der Hohe Kommissar gab eine Darstellung der Zusicherungen, die
er von der estnischen Regierung und Vertretern der russischen Volks­
gruppe in Estland zur Lage insgesamt und insbesondere zu den Referen­
den erhalten hatte.
Im Herbst 1993 stattete der HKNM Estland und Lettland erneut einen
Besuch ab, um die Situation und die Durchführung seiner Empfehlungen
im Auge zu behalten.
Im Februar besuchte der Hohe Kommissar die Slowakei und Ungarn, um
die Lage der ungarischen bzw. der slowakischen Minderheit zu untersu­
chen und zu erörtern. Auf seine Empfehlung hin wurde eine Experten­
gruppe für Minderheitenrechte eingerichtet, die innerhalb von zwei Jah­
ren höchstens viermal die Slowakische Republik und Ungarn besuchen
soll, um die Lage der Ungarn in der Slowakei sowie der Slowaken in Un­
garn zu analysieren. Die Gruppe bereiste die Slowakei und Ungarn erst­
mals vom 19.... 29. September und legte dem HKNM ihren Bericht über
die Probleme vor, die den nationalen Minderheiten in diesen Ländern ein
Anliegen sind.
Im Juni und August besuchte der HKNM Rumänien, um sich über die
Lage der dort lebenden Angehörigen nationaler Minderheiten, insbeson...
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gleichzeitiger Vermeidung übermäßiger oder unverhältnismäßiger Ge­
waltanwendung durch die Polizei sei.
Auf Ersuchen des AHB verfaßte der HKNM einen Bericht über die
Roma, der auf dem AHB-Treffen in Prag (21. - 23. September) vorgelegt
wurde.

4. Die Menschliche Dimension

Bei den KSZE-Aktivitäten ging es auch weiterhin um die Implementie­
rung. Das BDIMR war im Bereich der Entwicklung demokratischer In­
stitutionen und der Beratung in Fragen der Menschenrechte und der
Rechtsstaatlichkeit tätig. Das erste Implementierungstreffen über Fragen
der menschlichen Dimension bot Gelegenheit zu einer umfassenden Zu­
standserhebung im KSZE-Gebiet. Auf dem Treffen sprach man sich deut­
lich dafür aus, die menschliche Dimension praktisch und kontinuierlich in
den politischen Konsultationsprozeß der KSZE einzubeziehen.
Im Verlauf dieses Jahres wurde in Warschau eine Reihe weiterer Semi­
nare zu bestimmten Fragen der menschlichen Dimension abgehalten.
Anband der Wortmeldungen und Diskussionen bei diesen Seminaren
konnten aktuelle Probleme herausgearbeitet und skizziert werden.
Das Seminar über Wandernngsbewegungen, einschließlich Flüchtlinge und
Vertriebene befaßte sich mit unfreiwilligen Wanderungsbewegungen, dem
Schutz unfreiwilliger Migranten, der Zusammenarbeit zwischen interna­
tionalen Institutionen und dem Aufbau einzelstaatlicher Institutionen. In
diesem Zusammenhang wurden Fragen der Frühwarnung, der vorbeu­
genden Diplomatie und der Friedenserhaltung unter dem Blickwinkel ei­
ner Planung für Notfälle und einer weiteren Zusammenarbeit erörtert.
Die Teilnehmer diskutierten auch einen möglichen Beitrag der KSZE zur
Defmition einer Migrationspolitik, wobei die Notwendigkeit eines politi­
schen Mechanismus für Migrationsfragen innerhalb der KSZE hervorge­
hoben wurde. Das Problem des Schutzes unfreiwilliger Migranten wurde
beleuchtet. In den Wortmeldungen beim Seminar wurde hervorgehoben,
daß eine umfassende einzelstaatliche Migrationspolitik notwendig sei, und
es wurde festgehalten, welche Rolle den internationalen Organisationen
und Institutionen in diesem Bereich zukäme.
Beim Seminar über Fallstudien zu Fragen nationaler Minderheiten erörter­
ten die Teilnehmer Themen wie staatliche Institutionen, Fälle verstreuter
Siedlungsstruktur, grenzüberschreitende Zusammenarbeit, die Rolle der
KSZE und internationaler Organisationen. In den Wortmeldungen wurde
versucht, die Rechte von Angehörigen nationaler Minderheiten, ein­
schließlich des Rechts auf tatsächliche Teilnahme am öffentlichen Leben,
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die estnische Gesetzgebung zu untersuchen und sie sowie ihren Vollzug
mit allgemein anerkannten Menschenrechtsnormen zu vergleichen
(Dezember 1992); zum dritten Mal von Moldova, um die derzeitige Ge­
setzgebung, den Vollzug von Minderheitenrechten' und die Beziehungen
zwischen den Volksgruppen auf dem Territorium der Republik Moldova
zu untersuchen (Januar - Februar 1993); und schließlich im Juni 1993 vom
AHB gegenüber Serbien-Montenegro, um Untersuchungen zu Berichten
über Menschenrechtsverletzungen, insbesondere die und
Inhaftierung von Vuk und Danica Draskovic, sowie über das angebliche
Verbot der Serbischen Erneuerungspartei anzustellen. Mission
konnte ihre Aufgabe wegen mangelnder Kooperationsbereitschaft der
FRJ nicht erfüllen.)
Die KSZE-Berichterstatter für die Ereignisse in Kroatien und Bosnien­
Herzegowina arbeiteten einen umfassenden Vorschlag aus, wie der
Grundsatz der persönlichen Verantwortung durchgesetzt werden könne,
einschließlich der möglichen Schaffung eines Ad-hoc-Tribunals.

5. Sicherheitskooperation

Das im September 1992 gemäß den Beschlüssen des 1992
ins Leben gerufene KSZE-Forum für Sicherheitskooperation setzte im
vergangenen Jahr die Verhandlungen fort, insbesondere über das Sofort­
programm, das 14 Punkte zu den Fragen Rüstungskontrolle, Abrüstung
und Vertrauens- und Sicherheitsbildung sowie Zusammenarbeit zur Stär­
kung der Sicherheit und Konfliktverhütung enthält.
Das Forum richtete informelle Redaktionsgremien ein; die Teilnehmer
arbeiten an Vereinbarungen, die rechtzeitig für das Ratstreffen von Rom
fertigzustellen sind und folgende Bereiche umfassen:

(a) Informationsaustausch und Dialog über Verteidigungsplanung, worin
sich die Teilnehmerstaaten verpflichten, Informationen über ihre Militär­
doktrin sowie Pläne über bestimmte Teilbereiche ihres Militärpotentials
zur Verfügung zu stellen.
(b) Stabilisierende Maßnahmen für örtlich begrenzte Krisen, die sich bei
bestehenden Konflikten als Ergänzung zu einem politischen Friedensstif­
tungsprozeß als besonders wichtig erweisen könnten.
(c) Grnndsätze für den Transfer konventioneller Waffen, die die
Grundlage für bestimmte Elemente einer den KSZE-Staaten gemeinsa­
men Politik in bezug auf Waffenverkäufe bilden und somit zur Stabilität in
Europa und über Europa hinaus beitragen werden.
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bei. Das Forum ersuchte die KSZE-Staaten und die eingeladenen inter­
nationalen Organisationen eindringlich, Mittel zur Organisation und Fi­
nanzierung von Seminaren und Expertentreffen zu maßgeblichen Fragen
zu beschaffen. Auf dem Forum wurde ferner vereinbart, daß sich der
AHB um eine Finanzierung aus externen Quellen bemühen sollte. Da die
Parlamentarier bei der Schaffung günstiger Voraussetzungen für eine
wirtschaftliche Umgestaltung eine besondere Rolle spielen, wurde be­
schlossen, die Ergebnisse des Treffens an die Parlamentarische Ver­
sammlung der KSZE weiterzuleiten. Als Folgeveranstaltung des Forums
ist ein Seminar über kleine und mittelständische Unternehmen in Volks­
wirtschaften im Übergangsstadium geplant, das im Februar 1994 in Bisch­
kek, Kirgistan, stattfmden soll.
6.2 Gemäß den einschlägigen Bestimmungen des Helsinki-Dokuments
wurde in Valletta, Malta, ein weiteres Seminar über den Mittelmeerraum
abgehalten (17. - 21. Mai 1993). Vertreter nichtteilnehmender Mittel­
meerstaaten und verschiedener internationaler Organisationen leisteten
dazu einen Beitrag. Die Delegierten stellten auf dem Seminar fest, daß
das Ende der Ost-West-Konfrontation bewirken könnte, daß sich der
Spielraum für einen Dialog zwischen der KSZE und den nichtteilnehmen­
den Mittelmeerstaaten vergrößert. Man hielt die Zeit für gekommen, die­
sem Dialog im Sinne der in den Helsinki-Beschlüssen enthaltenen Richtli­
nien neue Impulse zu verleihen. Ein weiteres Gesprächsthema war die
Frage, auf welche Weise über den KSZE-Rahmen hinausgehende, beson­
ders für den Mittelmeerraum relevante autonome Entwicklungen zustan­
dekommen könnten.
Ein Seminar von KSZE-Experten über umweltgerechte Entwicklung der
Wälder in der nördlichen und der gemäßigten Zone wurde vom 27. Sep­
tember bis 1. Oktober in Montreal abgehalten. Es befaßte sich mit Um­
weltproblemen und sah eine große Zahl von Ländern, internationalen und
nichtstaatlichen Organisationen als Teilnehmer.
6.3 Gemäß den Beschlüssen des Ratstreffens von Stockholm besuchte
die amtierende Vorsitzende in Begleitung einer Gruppe von KSZE-Ex­
perten im April die kürzlich aufgenommenen mittelasiatischen Staaten.
Haupthema der Gespräche war die Erläuterung des gesamten Spektrums
der KSZE-Normen und -Aktivitäten und die Aufforderung an diese Staa­
ten, sich aktiv zu beteiligen. Bei der Diskussion des weiteren Vorgehens
wurde hervorgehoben, daß es notwendig sei, über die KSZE in verstärk­
tem Maße zu informieren. Im Gefolge dieses Besuches wird ein Seminar
des Wirtschaftsforums in Bischkek, ein Seminar über Fragen der regiona­
len Sicherheit, ein Seminar über Fragen der menschlichen Dimension und
ein Seminar über allgemeine KSZE-Fragen stattfmden. Alle Seminare
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UJUL,I,u.,J1.VJl.VJLlII.'l,,&.V Vorsitzende verwies in ihrer Erklärung vor dieser Konferenz
die einer verstärkten Zusammenarbeit zwischen den

Vereinten Nationen und anderen internationalen Organisationen in bezug
die der die vorbeugende die

loe:rwacllillLg der von lll1

Rahmen der menschlichen Dimension und einen offenen mit den
neuen KSZE-Teilnehmerstaaten.
Die vertiefte ihre mit dem '-..I' VJLlII.""'''' u...Lb.:,"'"

kretär des und dem Generaldirektor des Büros der Vereinten
Nationen in Genf bei einem informellen das auf ihre Initiative am
9. Juli 1993 in und sich mit einer stärkeren Zusam­

M(~nS,cn~;m'eCJntebefaßte. Ein zweites Treffen in
blIua<lU1JL2; des Generalsekretärs des JI....J....,u..VIIJU-

~t'1"Q1.Il.lnll1"lT stattfmden.
J:'1tlledf~nS(;rhalnlllg wurden Kontakte zwischen der KSZE

..n...n.1n.o.1I"'tJo"1I,n1nC'1I"tJo" hergestellt, durch die eine ge-
genseitige über die Aktivitäten erfolgen soll.
Der AHB ersuchte die amtierende Vorsitzende um Vorschläge, wie der

zwischen der KSZE und den nichtteilnehmenden Mittelmeerstaa-
emLSCjl1lf~Jj1JLCn emes verstärkt

werden könne. Ägypten ood wurde angeboten, an der
KSZE - einschließlich Ratstreffen - weilll behandelt
werden, die für sie von besonderem Interesse sind.

IV: KSZE-Strukturen und -Institutionen

Der Rat bestimmte im Mai 1993 durch den
ersten Generalsekretär KSZE. Dieser trat am 15. Juni 1993 in Wien
sein Amt an. Seine ersten waren die des geneh-

Mitarbeiterstabes, die seines Büros und dessen
Übersiedloog in die neuen KSZE-Büroräume in wo sich auch das
KVZ-Sekretariat befmdet.
Der Generalsekretär wandte sich der zu, tm Rahmen seines
Mandats den amtierenden Vorsitzenden zu 1I11"G"ll1I-.t:lI..,...C' ..... , .. '"7.cl.1n indem er einer
besseren Information der über .IL:Do.U&..JJI...r UII..IL UII.V~J1.V.ILJI. und -Akti-

besonderes widmete.
Gemäß einem vom Stockholmer Ratstreffen erteilten Mandat wurde eine
.rJt..U·-llU"'-UIA. UI'JUv für KSZE-Strukturen und geschaffen, de-

AIi..oILJI.J~Ull.'V es Beschlüsse über eine Einheitliche Organisationsstruk-
die Sekretariate in und Wien sowie für eine umfassende

der Die Ergebnisse dieser
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Beiträgen verfügt, kann sie ihre verschiedenen Aufgaben nicht ord­
nungsgemäß durchführen, wenn die Beiträge nicht rechtzeitig einlangen.
3. Die Ad-hoc-Expertengruppe für effIZiente Verwaltung der KSZE­
Ressourcen, die ihr Mandat vom Stockholmer Ratstreffen erhielt, gab
eine Vielzahl von für eine bessere Verwaltung der KSZE­
Ressourcen insbesondere im Bereich der Personal- und Finanzver­

bnlptlehlun,~en wurden vom AHB verabschiedet; derzeit
erfolgen soll.

geJletlIID.J.gtf~n t::,mt)teJl1ID[1ge~n sehen die eines
....,JULII..LIL""J.. "'JUI.~bo'JUI.....'.LL t:LaULsh,alt:ssv;stems für das gesamte vor. An
der eines solchen Systems wird bereits gearbeitet. Dieses
neue System wird auch andere fmanzielle Funktionen, wie etwa
Rechnungswesen und Finanzplanung, umfassen und sich auf ein entspre­
chendes EDV-Finanzsystem stützen.

Wien, 31. Oktober 1993
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Missionen zur Unterstützung von Sanktionen (SAM) (2)
Koordinator für die Unterstützung von Sanktionen
Albanien
Bulgarien
EJR Makedonien
Kroatien
Rumänien
Ukraine
Ungarn

Zwischensumme für SAM

GESAMTBETRAG

(1) ausgenommen Kurzzeitmissionen
(2) 'Laut den zuletzt vorgelegten Haushalten
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2.935.000
1.437.000
2.494.170
5.817.540
1.200.400
6.422.036
1.827.935
1.884.564

24.018.645

199.139.952
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111. Die Parlamentarische Versammlung der KSZE

IV. Beziehungen zu Internationalen Organisationen

V. Beziehungen zu nichtteilnehmenden Staaten

VI. Kontakte mit nichtstaatlichen Organisationen

VII. Verwaltung und Finanzen
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KSZE setzte ihre tle:mU.hlli[lge~n

'e1lJnetunc~rS1taatenunter anderem

T7",nn ... t-""~1I"'Ilrl.. .nr= Int'pO"1I"IJit"IAn der neuen
h.n.r"h1l"'·~nnr1('TA Besuche in diesen

emer Reihe

von konzentrierten sich
ertlanla.uml1~en im Rahmen des Forums für \o.:lIr-.hAll"h.c."iIt-C'IIT.n.r"'1I"'I>P1l"''JIt-lI.n.n

weiterhin auf die der Sicherheit durch ein kooperatives Vorge-
Im des Rates von Rom das FSK auch mit Erörterun-

gen über einen zur auf dem Balkan
mittels und vertrauens- und SlC.nel~heltSI)ll-

dender Das FSK führte bei einer von Gelegenheiten
einen zu konkreten die für
merstaaten von großer .&.I ..... _ ..... 'IIo.6I1o.~~........~

Um mit ihren eXt)an.d.1t;~relrld.f~n 'V'A'1I"'I>IV/...::A""JL'ff"'_'JI1,tL.1I.a.~[,,7a...',n........ Al.UlJ;zat)en Schritt zu
die KSZE 1994 eine mit

zu dem auch das Sekretariat des Kon­
während der Konsultativausschuß (des

vom Rat in Rom wurde. KSZE sollte zwar in erster
Linie eine kleine, flexible und ihrem Wesen nach unbürokratische
sation doch waren bei M,magetneJlt
Verwaltung erforderlich, um einen en:lZH~ntlen, hO~ch(lual1l11Z1e;rte~n

beiterstab (derzeit über 100 Personen in allen und
sorgsame Haushaltsführung das Haushaltsvolumen 25 Mil­
lion USD) sicherzustellen.
Schritt für Schritt führte die KSZE neuen Aufgaben durch
und fuhr fort, wie andere Institutionen im Zeitalter nach
dem Kalten Krieg sich den ihr Platz in der "europäischen Ar-
chitektur" zu suchen. Unbestritten der KSZE einer
neuen aus einer eine zentrale Rolle
KJu.JI~V.LILJLJUU''', doch worin diese Rolle muß noch genauer defIniert
werden. Was die konkrete sollten zum der-
zel1tl~e~n Stand Dinge und Flexibilität obwalten. In An-
hAlI~1l"'-:ll,,..ht' dessen haben der amtierende Vorsitzende und die
tutionen das auf die einer engen Zusam-
menarbeit mit der der UNO nahestehenden Organisationen,
dem und im KSZE-Gebiet Organisationen

..II.JULIJ'II.JI,II.I~"'JI,'JJUL""'JULgelegt. ersten sind ermutigend.
KU~CKIDll(~K auf den 1992 und in Vorschau auf den

tlU1Cla]:)est 1994 läßt sich feststellen, daß
en]lZle~nt~~s operatives Vorgehen notwendigen

or,lus;setzwlge;n g~~SCJnalren hat. muß sich weiter überlegen,
wie die Ant.~1l"'-:ll1hl'!(1&:l.n J:"l.al1lgKt~lte;n der KSZE werden können, ein-

Staaten und die
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KSZE im Zusammenhang mit der Stärkung von Frieden und Sicherheit
im KSZE-Gebiet ist. Es zeigte sich auch mit aller Deutlichkeit, daß ein
ganzheitliches Vorgehen notwendig ist, bei dem die menschliche Dimen­
sion im gleichen Maß berücksichtigt wird wie politische oder wirtschaftli­
che Erwägungen.
In enger Zusammenarbeit mit der Troika und mit Unterstützung des Se­
kretariats spielte der amtierende Vorsitzende eine ScWüsselrolle als In­
itiator von Aktivitäten, bei der Vorbereitung von BescWüssen und der
Durchführung der von den Teilnehmerstaaten genehmigten Politilc

2.1 Missionen

Im Berichtszeitraum kam es im November 1994 zu einer Aufstoc­
kung der vor Ort tätigen KSZE-Missionen (einschließlich der Mis­
sion für Kosovo, den Sandschak und die Vojvodina) auf insgesamt
neun. Das Mandat einiger früher begonnener Missionen wurde be­
trächtlich erweitert. In enger Zusammenarbeit mit dem amtierenden
Vorsitzenden entwickelte das KVZ seine logistischen sowie be­
stimmte sonstige Unterstützungsfunktionen. Mandat, Zusammenset­
zung und Funktionsweise der einzelnen Missionen fielen immer un­
terschiedlicher aus, was die Flexibilität dieses Instruments unter Be­
weis stellt. Bei allen Missionen stellten jedoch Fragen der menschli­
chen Dimension und des Aufbaus von Demokratie und Rechtsstaat­
lichkeit ein wesentliches und unerläßliches Element ihrer Aufgaben
dar. Alle Missionen legten besonderen Wert auf die Zusammenar­
beit mit den in ihrem jeweiligen Gebiet tätigen internationalen Or­
ganisationen, insbesondere der UNO, dem Europarat, sowie einer
Reihe von nichtstaatlichen Organisationen und dem Hohen Kommis­
sar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge. Alle Missionen in Mit­
gliedländern der aus mußten ihre diplomatische Tätigkeit auf die
Vermittlungsbemühungen der Russischen Föderation abstimmen.
Alle KSZE-Gremien und -Institutionen wurden in die Arbeit der
Missionen eingebunden und werden dies in zunehmendem Maße
sein, was die Notwendigkeit hervorhebt, sich mit der Frage der Ko­
ordination innerhalb der KSZE zu befassen. Jede der Missionen
hatte ihre eigenen Probleme und Erfolge, alle trugen sie jedoch
durch Unterstützung und Beratung oder - in einigen Fällen durch
ihre bloße Anwesenheit - zum Aufbau von Stabilität bei. Keine der
Missionen konnte 1994 ihr Mandat vollständig durchführen und auf­
gelöst werden.
Im Berichtszeitraum verbesserte sich die Personalsituation bei der
Besetzung der Missionen leicht, da einige Staaten nationale "Pools"
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Mission für Skopje

Die Mission kam im September 1992 insbesondere in der Absicht
zum Einsatz, ein Ausbreiten des Krieges in Bosnien-Herzegowina
verhindern zu helfen. Mission besteht aus acht KSZE-Mitglie­
dern und zwei Mitgliedern der Überwachungsmission der Europäi­
schen Gemeinschaft Community Monitor Mission,
ECMM). Die Mission arbeitet eng mit dem .I&....J .......... 'LJIL' ......

rat anderen internationalen Gremien zusammen. Sie ist Teil des
sogenannten "Krisenbewältigungskomitees" (Crisis Management
Committee) , dem der stellvertretende Verteidigungsminister, der
stellvertretende Außenminister und der stellvertretende Innenmini­
ster der Früheren Jugoslawischen Mazedonien sowie Ver­
treter von UNPROFOR und des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Flüchtlinge angehören.
In einem zusehends komplexer werdenden politischen Umfeld un­
terhält die Mission gute Kontakte zu allen Parteien und Im
Juni unterstützte die Mission die Behörden und den Europarat bei
der Abhaltung der lang erwarteten Volkszählung. ihre stän­
dige Anwesenheit trug die Mission dazu bei, daß die Volkszählung
bei allen Volksgruppen eine breite politische Zustimmung fand und
insgesamt mit Erfolg durchgeführt werden konnte. Im Oktober
spielte die Mission bei den Präsidenten-/Parlamentswahlen eine ak­
tive Rolle, indem sie den internationalen Beobachtern koordinierend
und beratend zur Seite stand und sicherzustellen suchte, daß beide
Wahlgänge repräsentativ und demokratisch verliefen.
Die Mission warnte wiederholt vor den ernsten Folgen der sich stän­
dig verschlechternden Wirtschaftslage als eine Folge der über Jugo­
slawien (Serbien und Montenegro) verhängten Sanktionen und der
von den griechischen Nachbarn zu Jahresbeginn getroffenen Maß­
nahmen.
Das ganze Jahr hindurch wandte sich die politische Führung der
Früheren Jugoslawischen Republik Mazedonien wiederholt mit der
Bitte um Aufnahme als Teilnehmerstaat an die KSZE. Diese Frage
wurde beim 25. (4. März), 27. (14. Juni) und 28. (14. September)
AHB-Treffen behandelt. Beim 28. stellte "der Vorsitzende
mit Bedauern fest, daß hinsichtlich des Ersuchens der Früheren Ju­
goslawischen Republik Mazedonien, derzeit Beobachter im KSZE­
Prozeß, um Aufnahme in die KSZE als Teilnehmerstaat kein Kon­
sens besteht, obwohl eine überwältigende Mehrheit der Teilnehmer­
staaten der Hoffnung Ausdruck gab, daß diese Frage positiv und mit
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IIH 1I1"a1l"''III''',1I1I1"1·1_.nr einer vierten Arbeits-

zur gelnemsamlen
men wurde.
In auf den Konflikt in Abchasien hält die Mission die Verbin-

zu den dieser Die KSZE nimmt
an den unter der UNO laufenden
teil. Mission wie auch bei
einen Entwurf für einen Sonderstatus Abchasiens im Rahmen einer
Union oder einer Föderation. Das Echo

A.JlIlIl::-OC'lIr...1I"ll nahm an den ~ltimnJgen

sische Abkommen vom 4. 1994 und in Sotschi
stationierten Vier-Parteien-Kommission über die Rückkehr der
!I-l·U ... 'ln ... 't-I ........ nrn. sowie an Treffen der im Mai Koordinie-

den m teil.

Mission
gruppe für eine 1n..n.llIl"lIC'.f"h.o Ke~ge.LUDlgU~""1l"'1l"''':ll_l1rI.nr

militärischer Hinsicht die Mission ihre
was von dieser

Mission

ge~;pannl[en Themen-
elIlLSCJtllU~jjllch 1I"Ir"II1IB1II"-:lI1l"'''IC'.f''hl31l''' ~:lchertlelt:sa~;peKteab. Die Mis-

einen über einen Sonderstatus für die
lr(lUSGnlestr-JKegIOln aus, der von allen Seiten als ein Bei-

ve:rn,mal1Wlgspr()ze~jj .nr.O"'ll1&:::t.1l"'l"l:::t.1" wird. Die Mission beriet die
t::t.l1r1Il:::t.1l"'1I'1I11"ll.nr in der der und in anderen

der menschlichen Dimension in Moldova.
Mit der vom entsandten beobach-
tete die Mission die gegen die "Sechs von

Absatz Die KSZE
tiOl:scnlaIt, daß die von Ilie

der für einen als motiviert zu bezeichnenden Mord
im Dezember 1993 zum Tode verurteilt den um
eme des Konflikts sehr schaden würde.
Im Februar 1994 das BDIMR zusammen mit der Mission

TlIl1I1411l"'0"9"arliO Rolle der der Parla-
mf~ntl~wcih1en. Eine von der Mission 1993 vorgeschlagene un-

nllll"C't'Ill:::t.1"1l"'·'Jl.nr1l".1I"ll.nr über die Moldovas

Die Mission kam im 1993 mit der ..... '-li-JL.I;;,.'I.4IL..'''"'' zum .JII-J..o....IL..U'I.4 ...LJ') das
Zustandekommen einer dauerhaften 1n..n.B,1I1"1IC'.f"ht::t.1I"ll jj1ellleglmg des Kon-
flikts zur und Souveränität der
blik über einen Sonderstatus für die
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scher Institutionen und Prozesse. In enger Zusammenarbeit mit dem
BDIMR beriet die Mission insbesondere die tadschikischen Behör­
den beim Entwurf einer neuen Verfassung. Die Mission unterbrei­
tete ihre Kommentare und Vorschläge schriftlich und stieß dabei auf
~CJtlWler:lg.K:elten'lnl~DIT1rllnn·.~1I"A::l>nrIAKanäle für die Kommunikation mit
der Regierung und parlamentarischen Gremien herzustellen.
Im Juli verabschiedete das Parlament die Verfassung. Am 6. Novem­
ber fanden das über die Verfassung und die Präsiden­
tenwahl auf der Grundlage eines Wahlgesetzes aus der Zeit vor den
Reformen statt. Das BDIMR entsandte eine Gruppe von Experten
nach um in Hinblick auf die vermutlich 1995 stattfm­
denden Parlamentswahlen VerbesserungsvorscWäge vorzulegen.
Die Mission bemühte sich auch um eine aktive Förderung der Ach­

Menschenrechte. Dies ist eine besonders dringende und
schwierige Aufgabe, da unter der Nachwirkung des Bürgerkriegs

erl~etZ1un~~en von Menschenrechten einschließlich der Presse- und
Int:Of]ma.tlOlnsltre]Lhe~ltnoch immer weit verbreitet sind.
Die Mission arbeitete unter schwierigen Bedingungen und bemühte

in erster um die Koordinierung ihrer Aktivitäten, insbe-
sondere im auf die Vereinten Nationen. Herr Piriz-Ballon,
der Sondervertreter des UNO-Generalsekretärs, lud die Mission zu

unter der Schirmherrschaft der UNO stattfmdenden in­
ne]rtaIUS(:nnQs(;ne~n Verhandlungen zwischen der Regierung und der
bewaffneten Opposition als Beobachter ein.

2.1.2 Mission für Estland

Als Reaktion auf eine estnische Initiative wurde die Mission im De­
zember 1992 eingerichtet und kam am 15. Februar 1993 zum Einsatz.
In enger Zusammenarbeit mit zuständigen Stellen und in ständigem
Kontakt mit wichtigen nichtstaatlichen Gruppen trug die Mission we­
sentlich zur der Integration und zu einem besseren Ver­
hältnis zwischen den Volksgruppen in Estland bei.
Die Mission setzte 1994 ihre breitgefächerten Aktivitäten fort. Die
Mission wies darauf daß sie in Estland keine syste­
a..&AlLIl........U~................'........ Verljetzunl~en der Menschenrechte feststellen habe kön­

tle]mullUltlf!e~n zur Integration der nicht-ein­
WA~H,"",IIIr~11"1I111l"111f'\l" helfend Wld beratend zur Seite. In diesem

Mission den Prozeß der Durchführung der
Nicht-Staatsbürger unter der Bevölkerung,

einschließlich der Durchführung des am 12. Juli 1993 in Kraft
geltrelte1Jlen Ausländergesetzes. Das estnische Parlament nahm im
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Die Mission verfolgte genau den Ablauf der Ausarbeitung des neuen
Staatsbürgerschaftsgesetzes und gab gemeinsam mit dem Hohen
Kommissar für nationale Minderheiten Empfehlungen ab. Das Ge­
setz, das wesentliche Elemente dieser Empfehlungen berücksichtigt,
wurde in einer vierten, außerordentlichen Lesung im Parlament am
22. Juli angenommen, nachdem Präsident Lettlands das bereits
verabschiedete Gesetz an das Parlament zur erneuten tie.narlanmg
zurückverwiesen hatte.
Einem anderen ihres Mandats gemäß berichtete die Mission
über der vollen der KSZE-
Verpflichtungen. Die von vier Abkommen zwischen
Lettland 1994 den Abzug ausländi-
scher aus Lettland und die Aufnahme eines RatiflZierungs-
prozesses durch Seiten war ein Beitrag zur Stabilisie­
rung im tsallU(U11l1.

Bei zwei dieser von
Skrunda und über die soziale für pensionierte ehema-
lige russische Militärangehörige mit Wohnsitz in wird die
KSZE um bei ersucht. beschloß
der Ständige Ausschuß am 30. Juni die Bestellung von zwei KSZE­
Vertretern, die sich am selben Standort wie die Mission befmden
sollen, wobei jeder von ihnen in bezug auf die Durchführung eines
der beiden Abkommen bestimmte übernimmt.
Die Mission in Lettland ist ebenso wie die KSZE-Mission in Estland
aktiv an Tätigkeiten betreffend die Sprachausbildung beteiligt.

2.1.3 Mission für die Ukraine

Die KSZE-Mission für die die bisher letzte Mission der
KSZE, wird ihre Aktivitäten aID: 24. November 1994 aufnehmen
ihr Hauptquartier in Kiew und eine Außenstelle in ein­
richten. Die Mission wird schließlich aus sechs Mitarbeitern beste­
hen.
Die Mission hat die Aufgabe, eine in die Ukraine entsandte KSZE­
Expertengruppe für Verfassungs- und Wirtschaftsangelegenheiten zu
unterstützen, die sich Problemen in der Ukraine betreffend die
autonome Republik Krim befassen soll (siehe Punkt 3.9 unten), und
die Ukraine in der Zwischenzeit zweimal besucht hat. Die Mission
wird Kontakte zu Persönlichkeiten im Gastland
aufnehmen, sammeln und dazu beitragen, Spannun-
gen abzubauen und das gegenseitige Verständnis zu verbessern. Ins­
besondere wird die Mission über alle Aspekte der Situation in der
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t1tA1I"'1I11t"&:l'_ worden und unterstützen die örtlichen Behörden
durch und der Lage. Ihr Mandat wurde im
Januar bis 31. Dezember 1994 verlängert.
Derzeit arbeiten mehr als 240 Zollbeamte und andere FacWeute für
die sieben SAM und für die Zentrale in Brüssel, das Büro des Koor-
dinators für und SAMCOMM. Letztere wird von der EU
fmanziert und besetzt und hat die Aufgabe, die

A1I"' ...., .. _ ....ill .. 1I"I1t1t und zwischen den SAM und den Behör-
den der Gastländer zu um Fälle vermuteter Umgehun-
gen von im behalten zu können und um der Euro-
päischen Union, der KSZE-Verbindungsgruppe und dem UNO­
Sanktionsausschuß Berichte zur der Situation vorzule­
gen.

SAM waren und sind ein Beitrag der KSZE zur
der der internationalen Gemein-

den im früheren Jugoslawien ein Ende zu
setzen. Sie sind besonders deutlicher Ausdruck der engen Zusam-
menarbeit zwischen EU und UNO.
Die KSZE hielt in Wien ein besonderes Ad-Hoc-Treffen Hoher Be­
amter einschließlich Vertretern vieler internationaler Organisationen
(31. Januar - 1. Februar zu dem Zweck ab, Prioritäten für in-
ternationale Projekte die den Staaten in der Region
helfen sollen, mit den der Sanktionen besser zurecht-
zukommen.

2.2 Konflikt in dem Gebiet, mit dem sich die KOlntt;~re"lZ über /\JfßlJ'flnn7

rabach befaßt

Der Konflikt in dem mit dem sich die Konferenz über Na­
gorny Karabach unter dem Vorsitz von Botschafter Eliasson
(Schweden) befaßt, des .JIL'-"'.U".A."',IJLJL~JLll.tJ

von Rom zu einem zentralen Punkt im der KSZE.
Im Verlauf des Jahres 1994 richteten sich die der
Minsker im wesentlichen auf die und Konso-

und auf die aller
~'rled(~nsbe]rnfihUJngt~n in der einen einheitlichen Friedens-
plan Am 12. Mai kamen die Parteien in Moskau
überein, eine Waffenruhe einzuhalten und damit eine
Phase intensiver zu beenden.

Zeit laufen über einen einheitlichen
die am 12. Mai vereinbarte den von

Russischen Föderation und den
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diesen Fonds für allfällige dringende Ausgaben zu verwenden, um
den Einsatzbeginn einer Erstrnission auf zwei Wochen zu verkürzen.
Als Ergebnis der intensiven Gespräche zwischen Botschafter Elias­
son und den Parteien ergab sich als neue Entwicklung der Beschluß
des AHB vom 16. September, aktiv die Möglichkeit zu prüfen, eine
multinationale KSZE-Friedenstruppe im Rahmen von Kapitel 111 des
Helsinki Dokuments 1992 zu organisieren.

2.3 Übereinkommen für Vergleichs- und Schiedsverjahren

Das Übereinkommen für Vergleichs- und Schiedsverfahren inner­
halb der KSZE, das in Stockholm am 15. Dezember 1992 vereinbart
worden war, wurde von
34 Teilnehmerstaaten unterzeichnet und von 12 ratiflZiert (33 bezie­
hungsweise zwei Staaten am Ende des vorangegangenen Berichts­
zeitraums) und wird daher gemäß Artikel 33 Absatz 3 am 5. Dezem­
ber 1994 in Kraft treten. Gemäß Artikel 3 Absatz 1 und Artikel 4
Absatz 1 des Übereinkommens muß jeder Vertragsstaat innerhalb
von zwei Monaten nach Inkrafttreten zwei Schlichter und einen
Schiedsrichter (sowie einen Stellvertreter) ernennen, deren Namen
gemäß Artikel 3 Absatz 5 und Artikel 4 Absatz 7 des Übereinkom­
mens dem Kanzler notiflZiert werden müssen, der diese Namen in
eine Liste einträgt und dem Sekretariat zur Weiterleitung an die
KSZE-Teilnehmerstaaten übermittelt. Diese neuen Verfahren
könnten, wenn sie zur Anwendung kommen, ein wichtiges zusätzli­
ches Instrument zur Konfliktverhütung darstellen.

3. Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten

Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten, Herr Max van der
Stoel, ehemaliger Staatsminister der Niederlande, hat das Mandat, zum
frühestmöglichen Zeitpunkt Spannungen bezüglich nationaler Minder­
heiten, die das Potential in sich bergen, sich im KSZE-Gebiet zu einem
Konflikt zu entwickeln, festzustellen und, wo möglich, abzubauen. Die
weiterhin rasch zunehmende Tätigkeit des Hohen Kommissars stellte un­
ter Beweis, daß Fragen mit Bezug auf nationale Minderheiten für die
Wahrung der Stabilität im KSZE-Gebiet außerordentlich wichtig sind.
Der Hohe Kommissar unterhielt intensive Kontakte zum AHB und zum
Ständigen Ausschuß, ohne die sein Handeln weniger effIZient wäre. Der
relativ große Handlungsspielraum, den er seinem Mandat verdankt, ist an
seine Rechenschaftspflicht gegenüber der KSZE gebunden. Durch ihre
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Frist für die Registrierung von Nicht-Staatsbürgern und die Verein­
fachung und Erleichterung des Registrierungsverfahrens sowie die
Rechtsstellung von Personen, die sich vor dem 1. Juli 1990 in Estland
niedergelassen haben und in der ehemaligen sowjetischen Republik
Estland eine dauernde Aufenthaltsgenehmigung hatten. Der Hohe
Kommissar befaßte sich ebenso mit der nach wie vor ungelösten
Frage der Reisedokumente für Nicht-Staatsbürger und der Schaffung
eines Sprachausbildungssystems für Estnisch.
Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten förderte Ausbil­
dungsprogramme für Estnisch und internationale Unterstützung
hierfür, damit Nicht-Staatsbürger ausreichende Kenntnisse in der
estnischen Sprache für ihre Einbürgerung erwerben können.

3.4 Der Hohe Kommissar war auch 1994 mit der Lage der albanischen
Bevölkerung in der Früheren Jugoslawischen Republik Mazedonien
befaßt. Bei mehreren Besuchen untersuchte er die Situation der al­
banischen Minderheit im Lichte der Empfehlungen, die er der Re­
gierung im November 1993 vorgelegt hatte. Der Hohe Kommissar
stattete der Früheren Jugoslawischen Republik Mazedonien während
der Volkszählung, die in diesem Lande im Juni 1994 stattfand, einen
weiteren Besuch ab. Er bereiste die westlichen Landesteile, wo der
Großteil der albanischen Bevölkerung lebt, und hatte intensive Kon­
takte mit Vertretern der örtlichen albanischen Bevölkerung, mit ört­
lichen Behörden und internationalen Überwachern, unter anderem
in bezug auf die Durchführung der Volkszählung.

3.5 In Begleitung eines Beraters des Hohen Kommissars für nationale
Minderheiten stattete ein Expertenteam Ungarn (und der Slowakei;
siehe weiter unten) 1994 zweimal einen Besuch ab, und zwar als Teil
einer Serie von vier Besuchen im Verlauf von zwei Jahren, mit dem
Ziel, die Situation der slowakis'chen Minderheit in Ungarn (und der
ungarischen Minderheit in der Slowakei) zu untersuchen. Der erste
Besuch hatte im September 1993 stattgefunden. 1994 befaßte sich
das Expertenteam in erster Linie mit einigen ausgewählten Fragen.
In Ungarn standen die Durchführung des kürzlich verabschiedeten
Minderheitengesetzes und die Frage der Minderheitenvertretung im
Parlament im Mittelpunkt der Gespräche. Auf der Grundlage des
streng vertraulichen Berichts der Gruppe legte der Kommissar
der ungarischen Regierung eine Reihe von Empfehlungen vor, die
sich mit der wirksamen und zügigen des ungarischen
Gesetzes über die Rechte nationaler und ethnischer Minderheiten,
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Gesetzesentwurfs über das Unterrichtswesen und auf das künftige
Minderheitengesetz.

3.8 Anläßlich des Besuchs der des Hohen Kommissars
(siehe 3.5) in der Slowakei standen der geplanten Verwal-
tungsreform und ihre für die ungarische
Minderheit sowie die des Slowakischen als Unterrichts-
sprache in in Schulen und die
damit der Ausbildung ungarischer Lehrer
im pädagogischen Institut Nitra im Ml.ttelPULnKL

In den daraus resultierenden des Hohen Kommissars
wurde die Notwendigkeit Konsultationen zwischen der
Regierung und den Minderheiten zu bei denen die Stellung
des Ungarischen als zur Gesetzgebung
über zweisprachige Ortstafeln und des im J..'II'JlJl.II.II.V..lllJU-Jl..La:\..1I.

stehen sollten. Der Hohe Kommissar besuchte im Januar und No­
vember Bratislava, um mit der slowakischen und Vertre­
tern der ungarischen Minderheit Konsultationen zu den oben er­
wähnten Themen zu führen.

3.9 Auf Einladung der Regierung der Ukraine reiste der Hohe Kommis­
sar im Februar zu einem ersten Besuch nach Kiew. In der Folge
wurde ein zweiter Besuch notwendig und so bereiste er Anfang Mai
erneut die Ukraine. Im Verlauf dieses Besuches bereiste er auch die
Krim und wo er unter anderem mit "\t"on"'''1t''l• .,.la•....,. 1-l'''nhll'"lIl1-nrrc_

persönlichkeiten und Minderheitenfuhrern zusammentraf.
der Krimkrise und nach Konsultationen mit dem amtierenden Vor­
sitzenden machte der Hohe Kommissar einen dritten Besuch. Nach
seinem an den AHB im Juni unterstützte dieser die
fehlung des Hohen ein zur Untersu-
chung der und wirtschaftlichen Beziehungen
zwischen der Ukraine und der auf ihrem liegenden Krim
zu entsenden, das dazu sollte.
In weiteren warnte der Hohe Kommissar davor, daß
die Anstrengungen im Hinblick auf eine Verbreitung der
ukrainischen nicht zur vor einer erzwungenen

11r.... 't:l1l-nllCll&::t. ....1I1nrr" unter den Russen führen dürfe. Die Möglichkeiten,
sich bei staatlichen Stellen der der Minderheit neben der
Staatssprache Ukrainisch zu könnten ausgebaut werden.

3.10 1993 ersuchte die KSZE den Hohen Kommissar für nationale Min­
derheiten, einen Bericht über die Lage der Roma zu verfassen. Wie
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der der ~II-J"""" '''''''''''.lLAIU,,",.ILA ge­
führt wurde und den russischen Wählern lieleg,entlelt ihren po­
litischen Willen frei zu äußern.

..C\..~jr.JUI.IUK, MoldowaParlamentswahlen
";"-rl1Inrftl-:l.rlrp> der bnlpllenlun~!en

P>-r't"lIll.nrl"ln.nr stellte -
die als Vertreter des amtierenden
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Lokalwahlen in der Republik Lettland (29. Mai 1994). Das BDIMR
berichtete, daß die Wahlen gemäß international anerkannten Nor­
men, der KSZE-Verpflichtungen, im allgemeinen frei,
fair und demokratisch verliefen. Die Wahlhelfer verfügten über ein
hohes Niveau an Professionalität und die Beobachter hatten uneinge-
schränkt in allen Phasen der Wahl. Das Klima war

1.1I:74J1h1l",I:l>1I"Ilrl des dadurch getrübt, ein wesentli-
ll-.(o'[1.n.llTo1~1I11n,n nicht

Volkszählung in der Früheren Jugoslawischen Republik Mazedonien
(21. Juni - 5. Juli Die Mitarbeiter des BDIMR berieten die
KSZE-Mission in wie die KSZE in enger Zusammenarbeit
mit dem gemeinsam von der Union und dem Europa­
rat aufgestellten Beobachterteam die Volkszählung überwachen
könnte. Das BDIMR stellte und interne Be­
richte zur Verfügung. Es fanden auch Besuche in albanischsprachi­
gen Gebieten und mit Regierungs-vertretern
statt.

Präsidenten- und Lokalwahlen der Ukraine (26. Juni
1994). mit den Vereinten Nationen eröffnete das
BDIMR ein Büro zur der internationalen Beobachter
in Kiew und organisierte vor und nach den Wahlen eine Informati­
onsveranstaltung. Die der Beobachter erfolgte durch
die italienische Botschaft in Kiew. Obwohl Vertreter der KSZE und
der Vereinten Nationen sowie andere Beobachter eine Reise auf die
Krim geplant hatten, um dort die Wahlen zu beobachten, war ihnen
das aus nicht ganz verständlichen Gründen nicht möglich.

Präsidentenwahlen in der Belarns Juni - 10. Juli 1994).
Die Präsidentenwahlen in Belarus IrBt:l>'11I"Ilt:l>'lI"t:l>n Verfahrens-
schwierigkeiten ' Die organi-
sierten die Wahlen 11I"Ilt't:l>1I"1I"'114J1hln1l"ll4JIBt:l> Beobachter besuchten
mehr als 50 Wahllokale im ganzen

4.2 Hilfe beim .......""".IIJ""', ...... demokratischer Institutionen

Das BDIMR stellte der KSZE-Mission für Tadschikistan Kommen-
tare zum zur und übermittelte den
Entwurf der Kommission für Demokratie durch Recht
sowie mehreren weltweit anerkannten mit der

546

In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995, Baden-Baden 1995, S. 427-582.



In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995, Baden-Baden 1995, S. 427-582.



Erstes jährliches Warschauer Justiz-Symposium (12. - 22. Juni 1994).
63 Richter und Staatsanwälte aus 18 Staaten Mittel- und Osteuropas
sowie Zentralasiens erörterten Fragen einer Rechtsreform. In den
Sitzungen befaßte man sich unter anderem mit grundlegenden
KSZE-Dokumenten, insbesondere mit dem Dokument des Treffens
über die Menschliche Dimension von Kopenhagen 1990 und aus die­
sem wiederum mit den Bestimmungen über die Unabhängigkeit der
Rechtssprechung. Jeder Teilnehmer erhielt eine russische Fassung
des kürzlich vom BDIMR veröffentlichten Buches Basic Human
Rights Documents for the Judiciary (Grundlegende Menschenrechts­
dokumente für die Rechtssprechung). Diese Arbeit wird aufgrund
der großen Nachfrage für Gesetzestexte zum Völkerrecht in großem
Umfang an Juristen in der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten
verteilt werden.

4.4 Andere Aktivitäten

Im Januar 1994 untersuchten und beobachteten vom BDIMR ent­
sandte Experten in enger Zusammenarbeit mit der KSZE-Mission
für Moldova das Gerichtsverfahren gegen die "Ilascu-Gruppe". Die
Schlußempfehlungen, die eher die rechtlichen als die politischen
Aspekte des Problems hervorhoben, bestanden darin, einer interna­
tionalen Gruppe von Staatsanwälten die Entscheidung zu übertragen,
ob genügend Gründe für" eine Wiederaufnahme des Verfahrens vor­
liegen.
Im August 1994 fungierten vom BDIMR entsandte als Be­
obachter des Gerichtsverfahrens gegen Kurden in Ankara und gegen
Angehörige der griechischen Minderheit in Albanien in Tirana.
Im Juli nahm auf Einladung der Regierung ein Vertreter des
BDIMR an einer Mission nach Lettland teil, um ein Menschen­
rechtsprogramm zu erstellen.

5. Sicherheitskooperation

5.1 Da der Konsultativausschuß vom Ratstreffen in Rom aufgelöst wor­
den war, wurde der Besondere Ausschuß des Forums für Sicher­
heitskooperation (FSK) zum zentralen ständigen Gremium für Be­
ratung, Verhandlung und Beschlußfassung in allen Belangen der
(militärischen) Sicherheitsbildung und (militärischen) Sicherheitsko­
operation. (Da der Besondere Ausschuß nun das einzige Gremium
des FSK ist, wird letzteres oft mit dem Besonderen Ausschuß gleich­
gesetzt.) Die Teilnehmerstaaten werden im Besonderen· Ausschuß
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5.5 Das KSZE-Kommunikationsnetz, welches vom Network-Manage­
ment-Team in Den und dem KVZ verwaltet ist mit 39
Benutzerstationen (35 Teilnehmerstaaten und 4 Institutionen) ver-
bunden. immer mehr Länder ans Network anzuschlie-
ßen, werden dazu daß in naher Zukunft 12 weitere Teilneh-
merstaaten voll ans Netz angeschlossen sein werden, und sich somit
die Zahl der nicht angeschlossenen Staaten auf sechs reduziert.

6. Weitere Wlc'htlJ'!e Aktivitäten

6.1 Integration külZlich aufgenommener Teilnehmerstaaten

Gemäß den Beschlüssen des Ratstreffens in Rom fanden zu den im
1993 in Zentralasiens vom ':ln1ll"'lIP1"'Pll'''li1,:::~n

Vorsitzenden umfangreiche Folgeak-
tivitäten als Teil der des Programms für koordinierte

JntlersltütlWJlg statt.

6.1.1 Den Beschlüssen des AHB gemäß fand in Zentralasien eine Reihe von
regionalen Seminaren statt.

Das Seminar zur Förderung von Klein- und Mittelbetrieben (Bischkek,
23.-25. Februar 1994) wurde auch als Folgeveranstaltung der ersten
Wirtschaftsforums abgehalten und vom Gastland mit Unterstützung
des KSZE-Sekretariats und einiger Teilnehmerstaaten durchgeführt;
es befaßte sich sowohl mit theoretischen als auch praktischen Fra­
gen. Bei dem Seminar wurde angeregt, das KSZE-Wirtschaftsforurn
möge sich mit der Stärkung der Zusammenarbeit mit internationalen
Organisationen befassen, die den im Übergang befmdlichen Volks-
wirtschaften bei ihrer helfen können.
Das Seminar über Fragen der menschlichen Dimension (Almaty, 20.­
22. April 1994), das vom Gastland in Zusammenarbeit mit dem
BDIMR veranstaltet befaßte sich mit dem Verlauf der Ent­
wicklung demokratischer Institutionen in Zentralasien und beriet,
wie die KSZE diesen Prozeß weiter unterstützen könnte. Mitarbeiter
des BDIMR die die das Büro zur
Unterstützung von Wahlen zur Verfügung stellt (Informationsaus­
tausch, Sachverständigengutachten über Gesetzesentwürfe und ande­
re Gesetze, Unterstützung internationaler Beobachter). Sie diskutier­
ten, wie der Mechanismus der menschlichen Dimension zur Entwick-
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logs innerhalb der KSZE, die für den Umgang mit bestimmten Si­
tuationen und die Entwicklung kooperativer Ansätze zur Lösung
dringender Probleme gute Voraussetzungen schaffen.
Auf Grundlage des Berichts des Generalsekretärs über seine Be­
suchsreise durch Zentralasien faßte das 27. AHB-Treffen einen Be­
scWuß über ein Programm zur stärkeren Einbindung der Teilneh­
merstaaten Zentralasiens in die wichtigsten KSZE-Aktivitäten. Das
Programm sieht unter anderem die Fortsetzung der Reihe von Re­
gionalseminaren vor, die beim 22. AHB-Treffen beschlossen worden
war; weiters die Durchführung von kurzen Praktika für Beamte aus
Zentralasien im KSZE-Sekretariat und beim ßDIMR; die Einrich­
tung eines Fonds zur Abdeckung der Reisekosten im Zusammen­
hang mit Seminaren und Praktika; Folgeaktivitäten zu be­
treffend den Aufbau demokratischer und rechtsstaatlicher Institutio­
nen; und die Einrichtung eines KSZE-Verbindungsbüros in Zen­
tralasien.

6.2 Das zweite Treffen des KSZE-Wirtschaftsforums (26. Treffen des
AHB) fand vom 15.-17. März 1994 in Prag statt. Es befaßte sich ins­
besondere mit Fragen betreffend die Schaffung eines günstigen Inve­
stitionsklimas, die Rolle der Infrastruktur sowie die Bedeutung von
Wissenschaft und Technik für eine nachhaltige wirtschaftliche und
soziale Entwicklung. Vertreter der Wirtschaftskommission der Ver­
einten Nationen für Europa, OECD, EBWE, EIß, des IWF, der
lAG, des Europarats und der UNESCO wohnten dem Treffen bei
und leisteten Beiträge. Vertreter aus Algerien, Ägypten, Israel, Ma­
rokko und Tunesien als nichtteilnehmende Mittelmeerstaaten und
Experten aus der Gemeinschaft unabhängiger Staaten nahmen an
dem Treffen teil. Vertreter nationaler nichtstaatlicher Organisatio­
nen und der Wirtschaft beteiligten sich aktiv an den Diskussionen.
Bei der Erörterung der Rolle ·des KSZE-Wirtschaftsforums betonten
die Teilnehmer, daß das Forum alle wichtigen Entscheidungsträger
ermutigen sollte, an Wirtschaftsentwicklung und -reformen teilzu­
nehmen, und insbesonders den Privatsektor zur umfassenden Teil­
nahme an den Gesprächen des Forums einladen sollte, um efflZient
zu sem.
Das zweite Folgeseminar des Wirtschafts/orums wurde vom 7. - 9.
September 1994 in Tallinn abgehalten. Das Thema war Wirtschaft
und Umwelt, im standen weltweite und regionale Part­
nerschaft im Bereich des Umweltmanagements, regulative Mecha­
nismen der Umwelt und der Transfer umweltsicherer Technologien.
Das Seminar diente als Gesprächsforum über praktische Methoden
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Teilnehmerstaaten, darunter der Niederlande, Deutschlands, Öster­
reichs, Ungarns und Polens, kamen nach Wien und richteten das
Wort an die KSZE-Gremien. Mehrere andere Staaten, darunter die
Russische Föderation, Kanada, die Vereinigten Staaten von Amerika

die unterbreiteten umfangreiche Vorschläge.

IlI. Die Parlamentarische Versammlung der KSZE

Die dritte der Parlamentarischen Versammlung der KSZE
fand vom 5. bis zum 8. Juli 1994 in Wien statt. Vor der offIZiellen Eröff­
nung am 4. Juli hielt der Generalsekretär eine Einführung über KSZE­
Aktivitäten ab. Diese Vorinformation wurde als nützliche Ergänzung der
Arbeit der Versammlung betrachtet, und man ersuchte um eine Fortfüh­
rung dieser Gepflogenheit bei künftigen Versammlungen.
Der amtierende Vorsitzende, der italienische Außenminister A .............~ ...JL.........'-''l

sprach vor der Versammlung über die Entwicklungen in der KSZE und
beantwortete Fragen aus dem Saal. Etwa 300 Abgeordnete aus den
KSZE-Teilnehmerstaaten nahmen an den Beratungen teil. Die Ver­
sammlung hörte Berichte von ihren drei Hauptausschüssen für politische
und Sicherheitsfragen; wirtschaftliche Angelegenheiten, Wissenschaft,
Technologie und Menschenrechte und Menschen­
rechtsfragen.
Die Jahrestagung wurde mit der Annahme der Wiener abge­
schlossen, die den KSZE-Rat aufforderte, sich mit einem breiten Spek­
trum wichtiger politischer, wirtschaftlicher und Menschenrechtsfragen zu
befassen. Viele Empfehlungen der wurden im Hinblick auf die
Überprüfungskonferenz von ausgesprochen. Die Erklärung for-
dert die Regierungen der Teilnehmerstaaten unter anderem auf, den Vor­
schlag für ein gemeinsames Arbeitsprogramm im Hinblick auf eine Stär-

der politischen Rolle der KSZE zu Die regte auch
an, vom bestehenden um den Entschei-
dungsprozeß durch eine 90%ige Mehrheit von Einstimmigkeit zu
beschleunigen. Das Dokument fordert die KSZE dringend zur Erweite-
rung und Festlegung ihrer auf und ersucht
schließlich die Regierungen der Verfahren
für die Erörterung von der parlamentarischen Ver-
sammlung einzuführen.
Herr Frank Swaelen, Präsident des belgischen Senats, wurde für das
kommende Jahr zum Präsidenten der gewählt. Zu den neu
gewählten Vizepräsidenten zählen Herr Ivan P. Rybkin, der rus­
sischen Herr Willy Wimmer, des auswärtigen Ausschus-
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kommisson der Vereinten Nationen für Europa, so wie mit dem IKRK
ausgeweitet. Eine zentrale Frage war die Unterstützung der Arbeit der
KSZE-Missionen vor Ort.
Die KSZE baute ihre Zusammenarbeit mit dem Europarat im Bereich
der menschlichen Dimension einschließlich der nationalen, Minderheiten
weiter aus. Operative Kontakte des Hohen Kommissars für nationale
Minderheiten und des BDIMR wurden durch weitere Erörterungen auf
höchster Ebene verstärkt. Im Januar traf der amtierende Vorsitzende mit
dem Generalsekretär des Europarats zusammen, um eine weitere Zu­
sammenarbeit in diesen Fragen, unter anderem in Zusammenhang mit
den Aktivitäten der KSZE-Missionen, insbesondere in Estland und Lett-

zu erörtern. Im Juli trafen der Vorsitzende der Ad-hoc-Arbeits­
gruppe des Europarats für die Zusammenarbeit mit der KSZE und der
politische Direktor des Sekretariats des Europarats mit Vertretern der
KSZE in Wien zu einem Meinungsaustausch über die Zusammenarbeit
zwischen KSZE und Europarat insgesamt zusammen. Der neue General­
sekretär des Europarats, Herr Daniel Tarschys, sprach in einer Ad-hoc­
Sitzung des Ständigen Ausschusses und traf mit Beamten der KSZE zu­
sammen.
Die KSZE setzte ihre Kontake mit dem Nordatlantischen Kooperationsrat
zu Fragen der Friedenserhaltung fort. Ein Vertreter des amtierenden
Vorsitzenden nahm an einer Ad-hoc-Gruppe für die Zusammenarbeit bei
der Friedenserhaltung des Nordatlantischen Kooperationsrats teil. Der
Generalsekretär besuchte im NATO-Hauptquartier ein Seminar (März
1994) über Krisenbewältigung und unterrichtete die Teilnehmer über
diesbezügliche Aktivitäten der KSZE. Der amtierende Vorsitzende des
AHB sprach wiederholt vor dem NATO-Rat und dem WEU-Rat über
KSZE-Aktivitäten und -Perspektiven.
Es wurden Kontakte zur Gemeinschaft Unabhängiger Staaten hergestellt.
Im Februar besuchte der Exekutivsekretär der GUS Wien und unterrich­
tete die KSZE-Delegationen über die Aktivitäten, den Rechtsstatus und
die Struktur der GUS. Im Juni stattete der Generalsekretär dem GUS­
Hauptquartier in Minsk einen Besuch ab, um den Dialog über Fragen
gemeinsamen Interesses fortzusetzen.

11: Beziehungen zu nichtteilnehmenden Staaten

Die KSZE intensivierte ihre Kontakte und den Informationsaustausch mit
Japan und den nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten. Der Generalse­
kretär besuchte Japan, wurde vom Premierminister empfangen und führte
mit Regierungsvertretern und Parlamentariern intensive Gespräche. Neue
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ben, um die Prinzipien von Helsinki am Leben zu erhalten, und angesichts
ihrer Funktion als unerläßliches Bindeglied beim Aufbau und der Bewah­
rung einer zivilen Gesellschaft, ließ das BDIMR nichts unversucht, mit
nichtstaatlichen Organisationen im gesamten KSZE-Gebiet den Kontakt
aufrechtzuhalten, auch in der Absicht, Informationen über den Stand der
Durchführung oder Nicht-Durchführung von KSZE-Normen zu sammeln
und die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen auszubauen.
Im Rahmen des Programms für koordinierte Unterstützung war das
BDIMR gemeinsam mit nichtstaatlichen Organisationen an Seminaren
und verschiedenen Programmen beteiligt. Die KSZE-Institutionen haben
Vertreter zu Konferenzen und Seminaren von nichtstaatlichen Organisa­
tionen entsandt.

VII. Verwaltung und Finanzen

KSZE-Aktivitäten in diesem Bereich. sollten die Wirksamkeit von KSZE­
Operationen weiter stärken. Besondere Aufmerksamkeit wurde der Ent­
wicklung von Konzepten und praktischen Vorkehrungen für eine Aufstoc­
kung des KSZE-Mitarbeiterstabes und der weiteren Verbesserung der fi­
nanziellen Abwicklung einschließlich des Haushalts zuteil.

1" Organisatorische und Personalangelegenheiten

Die KSZE verdankt ihre einheitliche Organisationsstruktur einem Be­
schluß des Ratstreffens in Rom. Dieser Beschluß erlangte am 1. Januar
1994 Gültigkeit. In der Folge wurde ein neues Sekretariat mit Sitz in Wien
eingerichtet und in vier Abteilungen untergliedert. Das Sekretariat in Prag
wurde in eine kleine Außenstelle des Wiener Sekretariats umgewandelt,
dessen Hauptaufgaben Dokumentation und Konferenzdienste (für den
AHB) sind.
Das Sekretariat beschäftigt derzeit etwa 75 Mitarbeiter, Dolmetscher und
andere Mitarbeiter des Sprachendienstes nicht eingerechnet, wodurch sich
die Mitarbeiterzahl auf etwa 110 erhöhen würde. Zusätzlich sind noch 19
Mitarbeiter für das BDIMR in Warschau und 7 weitere für den Hohen
Kommissar in Den Haag tätig.
Das Sekretariat erarbeitete einen Vorschlag für ein umfassendes System
zur Personaleinstufung und einer Gehaltsstruktur für die KSZE. Der Vor­
schlag wurde im April vorgelegt und im informellen Expertenausschuß für
Finanzfragen eingehend erörtert. Ein endgültiger Beschluß wurde im Juli
im Ständigen Ausschuß gefaßt.
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kumenten wurde eine Mailbox installiert, die derzeit versuchsweise einge­
setzt wird. Bemühungen zur Suche eines geeigneten Systems für die Ein­
richtung eines elektronischen Archivs sind ebenfalls im Gange.
Wegen der zunehmenden zaW an Computern, der häufigeren Anfragen
an das KSZE-Sekretariat im Zusammenhang mit dem LAN sowie der all­
gemeinen Entwicklung der EDV-Umstellung einschließlich der Verbin­
dungen zwischen KSZE-Insitutionen, -Delegationen und -Missionen, ent­
wickeln sich die Dokumentations- und Informationssysteme zu einem
umfangreichen Sektor der Unterstützungsdienste.
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kommen

2. Amlenl~en
Beitrittsdatum: Januar 1992
Kostenbeteiligung der OSZE: Prozent
Fläche: 29.800
Bevölkernng: 3 499.000
BSPpro Kopf· 780 $ (47)
Streitkräfte: 32.700 (32)
Mitgiiedschaften und Ko.ove'rao~on~)tolmen..
nerschaft

3. AsE~rblllldslcbllln

Beitrittsdatum: Januar 1992
Kostenbeteiligung an der OSZE: Prozent
Fläche: 86.600 km2 (28)
Jjev'(jl"~~rnn~e: 7 145.000 (26)

$ (48)
8treltkriitte: 56.000 (25)
MljrJ!.Iu.~aS(:najrten und 1\.OlOve~rao~on~no,me,n:

Beitrittsdatum: Januar 1992
der OSZE: Prozent

Fläche: 207.595 (19)
Bevölkernng: 10 346.000

1 Erstellt von Matthias Karadi.
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Streitkräfte: 27.000 (35)
Mitgiiedschaften und Kooperationsformen: EU, NATO, NATO-Koopera­
tionsrat, Europarat, WEU, Nordischer Rat, Ostseerat, OECD

9. Uelltscbla]nd~
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung der OSZE: 9,0 Prozent
Fläche: 356.854
Bevölkerung: 81 338.093 (3)
BSP pro Kopf: 23.030 $ (9)
Streitkräfte: 367.300 (6)
Mitgiiedschaften und Kooperationsformen: NATO, NATO-Koopera-
tionsrat, WEU, G-7, Ostsee-Rat, Europarat, OECD

* Mit der staatlichen hlIUS!lmg DeutscWands am 3. Oktober 1990 ist die
Deutsche Demokratische aus der OSZE ausgeschieden

10. Estland
Beitrittsdatum: 1991
Kostenbeteiiigung an der OSZE: 0,2 Prozent
Fläche: 45.227 km2 (38) \"
Bevölkerung: 1 526.200 (45)
BSPpro Kopf: 2.760 $ (28)
Streitkräfte: 3.200 (42)
Mitgiiedschaften und Kooperationsfonnen: NATO-Kooperationsrat, Part­
nerschaft für den Frieden, Europarat, WEU-Assozüerung, Baltischer
Verteidigungsrat, Ostseerat

11. Finnland
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 2,05. Prozent
Fläche: 338.139 km2 (13)
Bevölkerung: 5 080.000 (32)
BSPpro Kopf: 21.970 $ (12)
Streitkräfte: 31.200 (33)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: EU, Partnerschaft für den Frie­
den, Nordischer Rat, EFfA, WEU-Beobachterstatus, Europarat, OECD,
Nordischer Rat, Ostseerat

12. Frankreich
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 9,0 Prozent
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Bevölkernng: 3547.000 (40)
BSP pro Kopf: 12.210 $ (19)
Streitkräfte: 13.000 (36)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen:
parat,OECD

WEU-Assoziierung, Euro-

17. Island
Beitrittsdatum: November 1992
Kostenbeteiligung der OSZE: Prozent
Fläche: 103.000
Bevölkernng: 262.000
BSP pro Kopf: 23.880 $ (7)
Streitkräfte: Keine
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: NATO, NATO-Kooperations­
rat, Nordischer Rat, WEU-Assoziierung, OECD, Europarat

18. Italien
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung der OSZE: 9,0 Prozent
Fläche: 301.302 (16)
Bevölkerung: 56 859.000 (6)
BSP pro Kopf: 20.460 $ (15)
Streitkräfte: 322.300 (7)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: NATO, NATO-Kooperations­
rat, EU, WEU, G7, Europarat, OECD

19. und M(].nti~net~roJiZiiZi

Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,55 Prozent
Fläche: 102.173 km2 (25)
Bevölkernng: 10 597.000 (16)
BSP pro Kopf: 500 $ (50)
Streitkräfte: 126.500
Mitgliedschaften und KO~OD4eraltl,oflst()rmten:

** Die Bundesrepublik Jugoslawien ist seit dem 7. Juli 1992 von der Mit­
arbeit in den Gremien der OSZE ebenso suspendiert wie von denen der
UNO (Resolution 47/1 vom 22. September 1992).

20. Kanada
Beitrittsdatumo· November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 5,45 Prozent
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Streitkräfte: 3.200 (43)
Mitgliedschajten und Kooperationsformen: NATO-Kooperationsrat, Part­
nerschaft für den Frieden, Europarat, WEU-Assoziierung, Baltischer
Verteidigungsrat, Ostseerat

25. Liechtenstein
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,15 Prozent
Fläche: 160 km2 (50)
Bevölkerung: 29.868 (50)
BSP pro Kopf: 30.270 $ (3)
Streitkräfte: Keine
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Seit 1923 Rechts, Wirtschafts­
und Währungsgemeinschaft mit der Schweiz (siehe Schweiz)

26. Litauen
Beitrittsdatum: September 1991
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,2 Prozent
Fläche: 65.300 km2(33)
Bevölkerung: 3 754.000 (39)
BSP pro Kopf: 1.310 $ (40)
Streitkräfte: 8.900 (42)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: NATO-Kooperationsrat, Part­
nerschaft für den Frieden, Baltischer Verteidigungsrat, WEU-Assozüe­
rung, Europarat, Ostseerat

27. Luxemburg
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,55 Prozent
Fläche: 2.586 km2 (48)
Bevölkerung: 392.000 (47)
BSP pro Kopf: 35.160 $ (2)
Streitkräfte: 800 (47)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: NATO, WEU, EU, Eurokorps,
Europarat, OECD

28. Malta
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,15 Prozent
Fläche: 315,6 km2 (49)
Bevölkerung: 360.000 (48)
BSP pro Kopf: 7.300 $ (22)
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33. Österreich
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 2,05 Prozent
Fläche: 83.858 km2 (29)
Bevölkernng: 7 991.500 (25)
BSPpro Kopf: 22.380 $ (10)
Streitkräfte: 51.250 (26)
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: EU, Partnerschaft für den Frie­
den, Europarat, OECD, WEU-Beobachterstatus

34. Polen
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 1,4 Prozent
Fläche: 312.685 km2 (15)
Bevölkerung: 38365.000 (10)
BSPpro Kopf: 1.910 $ (34)
Streitkräfte: 283.600 (8)
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Visegrad-Gruppe, NATO-Ko­
operationsrat, Partnerschaft für den Frieden, WEU-Assozüerung, Euro­
parat, EU-Assozüerungsabkommen, Ostseerat

35. Portugal
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,55 Prozent
Fläche: 92.389 km2 (27)
Bevölkerung: 9 858.000 (22)
BSPpro Kopf: 7.450 $ (21)
Streitkräfte: 50.700 (27)
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: EU, NATO, NATO-Koopera­
tionsrat, WEU, OECD,Europarat

36. Rumänien
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,7 Prozent
Fläche: 237.500 km2 (18)
Bevölkerung: 22 760.449 (12)
BSP pro Kopf: 1.130 $ (43)
Streitkräfte: 230.500 (10)
Mitgliedschaften und Kooperations[ormen: NATO-Kooperationsrat, Part­
nerschaft für den Frieden, WEU-Assozüerung, EU-Assozüerungsab­
kommen, Europarat, Schwarzmeer-Kooperationsabkommen, Europarat
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41. Slowakische Republik****
Beitrittsdatum: Januar 1993
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,5 Prozent
Fläche: 49.035 km2 (36)
Bevölkernng: 5 346.000 (30)
BSP pro Kopf~ 1.930 $ (33)
Streitkräfte: 47.000 (28)
Mitgliedschaften und Kooperationsjonnen: NATO-Kooperationsrat, Part­
nerschaft für den Frieden, EU-Assozüerungsabkommen, WEU-Assozüe­
rung, Visegrad-Gruppe, Europarat

**** Im Januar 1993 wurden die aus der Auflösung der CSFR hervorge­
gangenen Staaten, Tschechische und Slowakische Republik, Mitglieder
der OSZE

42. Slowenien
Beitrittsdatum: März 1992
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,2 Prozent
Fläche: 20.254 km2 (46)
Bevölkerung: 1 996.000 (44)
BSP pro Kopf· 6.540 $ (24)
Streitkräfte: 12.500 (37)
Mitgliedschajten und Kooperationsjonnen: Partnerschaft für den Frieden,
Europarat

43. Spanien
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 3,65 Prozent
Fläche: 504.782 km2 (8)
Bevölkerung: 39 085.000 (9)
BSP pro Kopf· 13.970 $ (18)
Streitkräfte: 206.500 (11)
Mitgliedschajten und Kooperationsjonnen: NATO, NATO-Kooperations­
rat, EU, WEU, Eurokorps, OECD, Europarat

44. Tadschikistan
Beitrittsdatum: Januar 1992
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,2 Prozent
Fläche: 143.100 km2 (21)
Bevölkernng: 5 634.000 (28)
BSPpro Kopf: 490 $ (51)
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Mitgliedschaften und Kooperationsformen: GUS, NATO-Kooperationsrat,
Partnerschaft für den Frieden, Schwarzmeer-Kooperationsabkommen

Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung der OSZE: 0,7 Prozent
Fläche: 93.030 (26)
Bevölkerung: 10 278.000
BSP pro Kopf: 2.970 $ (26)
Streitkräfte: 74.500 (20)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: NATO-Kooperationsrat, Part­
nerschaft für den Frieden, WEU-Assozüerung, EU-Assozüerungsab-
kommen, Visegrad-Gruppe

50. USA
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 9,0 Prozent
Fläche: 9 372.614 km2 (3)
Bevölkerung: 255 610.000
BSPpro Kopf: 23.240 $ (8)
Streitkräfte: 1 650.500 (2)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen:
rat, NAFrA, G-7, OECD

51. Usbekistan
Beitrittsdatum: Januar 1992
Kostenbeteiligung der OSZE: 0,55 Prozent
Fläche: 447.400 (11)
Bevölkerung: 21 285.000
BSPpro Kopf: 850 $ (45)
Streitkräfte: 45.000 (29)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: GUS,
Partnerschaft für den Frieden

52. Vatikan
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligunf an der OSZE: 0,15 Prozent
Fläche: 0,44 km (53)
Bevölkerung: 402 (53)
BSP pro Kopf: keine Angabe
Streitkräfte: Keine (100 Mann Schweizer Garde)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: -
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